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1 Einleitung 

Im Flächennutzungsplan ist für das gesamte Gemeindegebiet die sich aus der beabsich-

tigten städtebaulichen Entwicklung ergebende Art der Bodennutzung nach den voraus-

sehbaren Bedürfnissen der Gemeinde in den Grundzügen darzustellen (§ 5 Abs. 1 BauGB). 

Aufgrund der vom Baugesetzbuch geforderten Zweistufigkeit der Planung, um die bauli-

che und sonstige Nutzung der Grundstücke „vorzubereiten“ und zu „leiten“, ergeben sich 

die zwei Arten der Bauleitpläne. 

Der eigentliche, das Planmäßigkeitsprinzip prägende Bauleitplan ist der Bebauungsplan. Er 

bestimmt unmittelbar die rechtliche Qualität des Bodens, an ihn knüpfen die planakzesso-

rischen städtebaulichen Instrumente des Baugesetzbuches in der Regel an. Aufgrund die-

ser rechtlichen Verbindlichkeit und seiner Vollzugseignung kann der Bebauungsplan je-

doch nur kleinräumig angelegt sein. Er vermag damit allein die städtebauliche Entwick-

lung und Ordnung der gesamten Gemeinde nicht zu lenken und sicherzustellen. § 5 Abs. 1 

Satz 1 sieht daher zwingend vor, dass für das gesamte Gemeindegebiet ein Flächennut-

zungsplan aufzustellen ist. Die Bebauungspläne sind aus diesem zu entwickeln. Insoweit 

kommt dem Flächennutzungsplan Programmierungsfunktion zu. Das Baugesetzbuch setzt 

einen doppelten inhaltlichen Rahmen hierfür, nämlich zum einen durch die Orientierung 

an der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung, das heißt, an der auf der Planungs-

hoheit beruhenden entwicklungsplanerischen Konzeption der Gemeinde, und zum an-

deren durch die Beschränkung auf die voraussehbaren Bedürfnisse der Gemeinde, was im 

Allgemeinen einen Prognose- und damit Planungshorizont von bis zu fünfzehn Jahren be-

dingt. 

Auf der anderen Seite hat der Flächennutzungsplan die Vorgaben aufzunehmen, die in 

ihn durch eine gemeindliche Entwicklungsplanung, Ziele der Raumordnung und Landes-

planung oder aber vorrangige Fachplanungen gesetzt werden. In dieser Hinsicht kommt 

dem Flächennutzungsplan Ausführungsfunktion zu. 

Der Flächennutzungsplan hat also eine doppelte Aufgabe: Umsetzung übergeordneter 

Planungen und Steuerung nachfolgender Planungen, gegebenenfalls aber auch Steue-

rung nachfolgender Bodennutzungen. Dabei ist der Flächennutzungsplan Gesamtplan in-

soweit, als er auf die Bodennutzung bezogen ist. In dieser Hinsicht konzentriert der Flä-

chennutzungsplan in sich die Aussagen zahlreicher Fachplanungen der Gemeinde, wie 

beispielsweise der Verkehrsplanung oder der Ver- und Entsorgungsplanung. Fachplan da-

gegen ist der Flächennutzungsplan insoweit, als er zwar andere Fachplanungen zu-

sammenfassend darstellt, aber eben nur unter dem fachlichen Gesichtspunkt ihres Bo-

den- oder Raumbezuges. Andere Aspekte, wie vor allem die Investitionsplanung bleiben 

beim Flächennutzungsplan außer Betracht. 

Bei der Ausführung ist die Gemeinde bei der Flächennutzungsplanung nicht auf den blo-

ßen Vollzug beschränkt. Zum einen erfüllt der Flächennutzungsplan insoweit eine Koordi-

nierungsfunktion. Die vielfältigen, sich alle auf dasselbe Gemeindegebiet beziehenden 

Planungen werden bei der Flächennutzungsplanung zusammengeführt und müssen ge-

gebenenfalls miteinander in Einklang gebracht werden. Hier wird sich oftmals die Not-

wendigkeit ergeben, bislang unausgetragene Zielkonflikte abzuarbeiten. Der Gemeinde 

erwächst so ein nicht geringer eigener Gestaltungsspielraum. Soweit vorrangige Planun-

gen sich räumlich auf die Festlegung der Gemeinde oder eines Gemeindeteils beschrän-

ken, erfüllt der Flächennutzungsplan auch eine Allokationsfunktion, indem er den genauen 
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Standort bestimmter Anlagen oder Flächen innerhalb der Gemeinde bestimmt. Soweit 

solcher Gestaltungsspielraum nicht vorhanden ist, etwa weil eine parzellenscharfe Planung 

lediglich zu übernehmen ist, kommt dem Flächennutzungsplan immerhin noch Informa-

tionsfunktion zu. 

Aus dieser komplexen Aufgabenstellung des Flächennutzungsplans folgt, dass er zwar auf 

die Bodennutzung beschränkt ist, in seinen Wirkungen jedoch weit über Bodennutzungs-

aspekte hinaus in den kommunalpolitischen und wirtschaftlichen Bereich hinein Folgewir-

kungen auslöst. 

Dementsprechend fordert § 5 Abs. 1 Satz 1, dass der Flächennutzungsplan nach den vo-

raussehbaren Bedürfnissen der Gemeinde aufzustellen ist. Es wird also nicht nur eine pla-

nerisch optimale Lösung verlangt, sondern eine Einbettung des Flächennutzungsplans in 

die absehbare und gewünschte gemeindliche Entwicklung. Diese Einbindung in und aus 

Richtung auf die Entwicklung der Gemeinde in ihren verschiedensten Bereichen erfordert, 

wenn sie nicht inhaltsleere Formel bleiben soll, einen Prozess der Planaufstellung, in den 

sowohl die planerischen Vorstellungen der gemeindlichen Fachbehörden als auch die po-

litischen Entwicklungsvorstellungen des Rates Eingang finden müssen. Analyse der Lage, 

Prognose der Entwicklung und Programmierung der anzustrebenden Ziele sind daher zent-

rale Elemente bei der Aufstellung eines Flächennutzungsplans. Die Programmierungs-

funktion des Flächennutzungsplans, sein Charakter als Zweckprogramm, tritt hier deutlich 

hervor. Aus dieser Funktion folgt auch die Beschränkung des Flächennutzungsplans auf 

bloße „Grundzüge“ 

1.1 Die Wirkungen des Flächennutzungsplans 

Insgesamt ist der Flächennutzungsplan von unbestrittener Nützlichkeit. Im Idealfall koordi-

niert er die flächenbezogenen Planungen einer Gemeinde, trifft die wichtigsten Standor-

tentscheidungen, informiert die Bürger, Unternehmen und interessierten Dienststellen der 

öffentlichen Verwaltung über die räumliche Gesamtplanung der Gemeinde und enthält 

auf diese Weise ein kompaktes, jedermann zugängliches Entwicklungsprogramm für das 

gesamte Gemeindegebiet. 

Der Flächennutzungsplan stellt - anders als der Bebauungsplan - keine verbindliche 

Rechtsnorm dar. Er wird von der Gemeinde nicht als Satzung beschlossen, sondern nur als 

verwaltungsinternes Planwerk. Aus dem Flächennutzungsplan allein kann niemand Ansprü-

che herleiten, insbesondere nicht den Anspruch auf eine Baugenehmigung. Dennoch 

geht von ihm nicht unerhebliche Bindungswirkung aus. 

Am wichtigsten ist die Bindungswirkung des Flächennutzungsplans für nachfolgende Be-

bauungspläne. Sie müssen aus ihm „entwickelt“ werden (§ 8 Abs. 2 BauGB). 

Eine gewisse Bindungswirkung hat der Flächennutzungsplan nicht nur für nachfolgende 

Bebauungspläne, sondern auch für die Genehmigung von Einzelvorhaben. Dies gilt zwar 

nicht in Gebieten nach § 34 BauGB, also innerhalb im Zusammenhang bebauter Ortsteile, 

wohl aber im Außenbereich nach § 35 BauGB. 

Bindungswirkungen aus dem Flächennutzungsplan gibt es schließlich noch gegenüber 

anderen Planungsträgern. Deren Planungen heißen im Unterschied zur integrierenden 

Bauleitplanung „Fachplanungen“; diese anderen Planungsträger müssen als Träger öffent-

licher Belange am Aufstellungsverfahren des Flächennutzungsplans beteiligt werden. Sie 

müssen in diesem frühzeitigen Stadium die Gemeinde darüber unterrichten, welche Vor-

haben sie planen und der Gemeinde damit Gelegenheit geben, sich auf diese Planungen 
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einzurichten. Wenn die Träger öffentlicher Belange nicht durch einen förmlich erhobenen 

Widerspruch zu erkennen gegeben haben, dass sie Vorhaben durchführen wollen, die mit 

der im Flächennutzungsplan ausgewiesenen Nutzung der Fläche unvereinbar sind, dann 

müssen sie sich nach der Inkraftsetzung des Flächennutzungsplans an dessen Vorgaben 

anpassen. 

In der kommunalen Praxis ist es mit der erstmaligen und einmaligen Aufstellung des Flä-

chennutzungsplans nicht getan. Vielmehr muss dieser Plan ständig fortgeschrieben und 

den laufenden Entwicklungen angepasst werden. 

Der Flächennutzungsplan ist als hoheitliche Maßnahme eigener Art anzusehen, der keine 

Rechtsnormqualität zukommt. In der Plansystematik des Baugesetzbuches kommt ihm nur 

verwaltungsinterne Bedeutung als Vorbereitung für den allein außen verbindlichen Bebau-

ungsplan zu. 

Unmittelbarer Rechtsschutz für den Bürger gegen Darstellungen eines Flächennutzungs-

plans ist daher, anders als bei den Festsetzungen eines Bebauungsplanes, nicht möglich. 

Lediglich eine Nachbargemeinde kann wegen der Darstellungen eines Flächennutzungs-

plans Feststellungsklage erheben, soweit sie die aus § 2 Abs. 2 BauGB begründete Pflicht 

zur Abstimmung verletzt sieht. 

Gleichwohl äußert auch der Flächennutzungsplan Wirkungen von erheblicher Reichweite. 

So wertet der Grundstücksmarkt die Ausweisung von Grund und Boden als Bauland in ei-

nem Flächennutzungsplan als Qualitätssteigerung des etwa vorhandenen Ackerlands und 

bewertet die Grundfläche als Bauerwartungsland erheblich höher als vordem. Andere 

Folgerungen aus den Darstellungen des Flächennutzungsplans zieht das Baugesetzbuch 

selbst. Neben dem bereits erwähnten Erfordernis der Entwicklung von Bebauungsplänen 

aus einem Flächennutzungsplan ist unter anderem die Anpassungspflicht gemäß 

§ 7 BauGB zu nennen. 

1.2 Anpassung an den Flächennutzungsplan 

Öffentliche Planungsträger, die nach § 4 Abs. 1 BauGB beteiligt sind, haben ihre Planun-

gen dem Flächennutzungsplan insoweit anzupas­sen, als sie diesem Plan nicht widerspro-

chen haben. Macht eine Veränderung der Sachlage eine abweichende Planung erfor-

derlich, haben sie sich unverzüglich mit der Gemeinde ins Benehmen zu setzen. Kann ein 

Einvernehmen zwischen der Gemeinde und dem öffentlichen Planungs­träger nicht er-

reicht werden, kann der öffentliche Planungsträger nachträglich widersprechen. Der Wi-

derspruch ist nur zulässig, wenn die für die abweichende Planung geltend gemachten Be-

lange, die sich aus dem Flächennutzungsplan erge­benden städtebaulichen Belange, 

nicht nur unwesentlich überwiegen. 

Die Arten der Bauleitpläne werden in § 1 Abs. 2 BauGB geregelt, nämlich der als vorberei-

tender Bauleitplan bezeichnete Flächennutzungsplan und der als verbindlicher Bauleit-

plan bezeichnete Bebauungsplan. Die Bauleitplanung ist also eine zweistufige Planung. 

Der Flächennutzungsplan stellt als vorbereitender Plan für das ganze Gemeindegebiet die 

beabsichtigte Art der Bodennutzung nach den voraussehbaren Bedürfnissen der Ge-

meinde in den Grundzügen dar. 

Er stellt nicht das schon im Einzelnen bestimmte „Bauland“ oder die genauen Verkehrsflä-

chen dar, sondern nur „grobmaschig“ Bauflächen, Baugebiete, Verkehrsflächen usw. Der 

Bebauungsplan enthält dem gegenüber die rechtsverbindlichen Festsetzungen für die 
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städtebauliche Ordnung und bietet die Grundlage für weitete zum Vollzug des Bauge-

setzbuches erforderlichen Maßnahmen. 

Die Bauleitpläne sind nach § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB der Gemeinde in eigener Verantwor-

tung aufzustellen. Diese auf der kommunalen Selbstverwaltungsgarantie beruhende kom-

petenzrechtliche Regelung wird durch Abs. 3 inhaltlich aufgefüllt. Die Gemeinden haben 

danach Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für die städtebauliche Entwick-

lung und Ordnung erforderlich ist. 

1.3 Anpassung an Raumordnung und Landesplanung 

Nach § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung und Landes-

planung anzupassen. Um Anpassungspflichten zu begründen, haben die Programme und 

Pläne der Raumordnung und Landesplanung mindestens diejenigen Ziele zu enthalten, 

die räumlich und sachlich zur Verwirklichung der Grundsätze des § 2 ROG (Bundesraum-

ordnungsgesetz) erforderlich sind. Diese „Ziele“ müssen verbindlich sein, wenn sie Anpas-

sungspflichten für die Fachplanungen, aber auch für die Bauleitplanung begründen sol-

len. Dabei sind „Ziele der Raumordnung und Landesplanung“ von Skizzen, Planungsideen, 

Gutachten usw. zu unterscheiden, die nur Empfehlungen enthalten. Das Ziel muss genü-

gend genau bestimmt sein und es muss von der Aufgabenstellung der überörtlichen Pla-

nung her geboten sein. 

1.4 Die Hauptinhalte des Flächennutzungsplans 

Der Flächennutzungsplan soll die vorhandene (soweit sie beibehalten werden soll) und die 

beabsichtigte Bodennutzung für das gesamte Gemeindegebiet in den Grundzügen dar-

stellen. Er ist Grundlage und Rahmen für die Bebauungspläne. 

Bei den Darstellungen eröffnet § 5 Abs. 2 BauGB der Gemeinde im Rahmen der Erforder-

nisse, die sich aus § 1 BauGB ergeben, einen weiten Gestaltungsspielraum. Dass der Kata-

log des § 5 Abs. 2 BauGB der planerischen Freiheit der Gemeinde keine inhaltliche Grenze 

zieht, erweist sich in der Verwendung des Wortes „insbesondere“ in der einleitenden For-

mulierung. Die Gemeinde kann also weitere Darstellungen als im Katalog vorgesehen tref-

fen, sie kann vor allem auch die Darstellungen weitergehend differenzieren. Jedoch kann 

im Flächennutzungsplan nicht etwas dargestellt werden, was nachdem abschließenden 

Katalog des § 9 Abs. 1 BauGB nicht in einem Bebauungsplan festgesetzt werden kann; 

dem Entwicklungsgebot des § 8 Abs. 2 BauGB könnte dann insoweit nicht Genüge getan 

werden. 

Aus der Zweistufigkeit der Bauleitplanung ergeben sich darüber hinaus auch inhaltliche 

Grenzen hinsichtlich der Genauigkeit der Planaussage. Denn nach § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB 

werden die Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan „entwickelt“. Dies bedeutet, 

dass die Gemeinde im Flächennutzungsplan Raum für eine weitere inhaltliche Konkreti-

sierung der Darstellung lassen muss. Welche Darstellungen erforderlich sind, ergibt sich al-

lein aus § 1 des Baugesetzbuches und aus der Plankonzeption der Gemeinde. Das Bauge-

setzbuch lässt den Gemeinden auch Spielraum hinsichtlich eines weniger an Darstellun-

gen, je nach Funktion, die die Gemeinde dem Flächennutzungsplan beimisst. Die Darstel-

lungsschärfe kann auch innerhalb eines Flächennutzungsplans unterschiedlich sein, je 

nachdem, wie konkret oder noch vorläufig die gemeindlichen Nutzungsvorstellungen für 

ein Gebiet bereits entwickelt sind. 
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2 Sechste Änderung des Flächennutzungsplanes 

Der wirksame Flächennutzungsplan der Stadt Lahnstein stammt aus dem Jahre 1999. Er 

war in der Zeit von 1990 bis 1999 aufgestellt worden. 

In den Folgejahren war er für Teilflächen in fünf weiteren Verfahren geändert worden. Die 

drei Änderungen „Auf der Höhe“, „Koblenzer Straße“ und „Wehrbereichsverpflegungs-

amt“ waren am 8. Juli 2005, 8. April 2005 und 25. November 2005 in Kraft getreten. Eine 

vierte Änderung („Hohenrhein“) wurde am 6. September 2004 von der Höheren Verwal-

tungsbehörde (SGD Nord) versagt. Die fünfte Änderung („Nahversorgungszentrum Herms-

dorfer Straße“) ist am 14. Februar 2014 in Kraft getreten. 

2.1 Lage des Plangebietes 
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2.2 Geltungsbereich 
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2.3 Anlass der Änderung 

Die Nachfrage nach gewerblichen Bauflächen, die regionalplanerische Funktionszuwei-

sung und das ebenfalls vorhandene örtliche Interesse, hatte bei der Fortschreibung des 

Flächennutzungsplanes in den Jahren 1992-99 Anlass gegeben, verstärkt gewerbliche 

Bauflächen darzustellen. 

Auch die im Aufstellungsverfahren einzuholende „Landesplanerische Stellungnahme“, 

abgegeben am 7. April 1994 durch die Untere Landesplanungsbehörde des Rhein-Lahn-

Kreises, hatte als fünftes von sieben landesplanerischen Zielen infolge der nach dortiger 

Auffassung nicht ausreichend vorgesehenen Gewerbebauflächen zur Verbesserung der 

Wirtschafts- und Infrastruktur gefordert: „Der Entwicklung im produzierenden Gewerbe ist 

Vorrang einzuräumen.“ 

Den übrigen landesplanerischen Vorgaben war im anschließend überarbeiteten Entwurf 

des Flächennutzungsplanes durch Beschlussfassung der städtischen Gremien weitgehend 

gefolgt worden. Allerdings war das vorgenannte fünfte Ziel nicht in vollem Umfang vom 

Stadtrat akzeptiert worden, da man damals schon erkannte, dass dieser prognostizierten 

landesplanerisch gewünschten Entwicklung auf Dauer nicht hinreichend Rechnung ge-

tragen werden könne. 

Begründet wurde dies vom Stadtrat damit, dass die „Landesplanerische Stellungnahme“ 

darlege, gegenüber der Darstellung im Flächennutzungsplanvorentwurf bestehe mindes-

tens noch ein Zusatzbedarf von rund fünf bis zehn Hektar. Die erschließungsfähigen Flä-

chen seien aufgrund der topographischen Verhältnisse allerdings sehr begrenzt, Flächen-

reserven dagegen nicht vorhanden. Desweiteren wurde ausdrücklich darauf hingewiesen, 

dass die Entwicklung im produzierenden Gewerbe forciert werden sollte, wobei allerdings 

auf den Arbeitsplatz bezogene flächenintensive Gewerbeansiedlungen nicht anzustreben 

seien. 

Beide Bedingungen korrespondierten dahingehend, dass ein Vorrang des produzierenden 

Gewerbes bei der weiteren Entwicklung als realitätsfremd anzusehen war. Im produzie-

renden Gewerbe ist bei Neuansiedlungen mit einem durchschnittlichen Flächenverbrauch 

von mindestens 200-300 m² Bruttobauland pro Arbeitsplatz zu rechnen. Da eine derart ex-

tensive Flächennutzung aufgrund der topographischen als auch städtebaulichen Situation 

in der Stadt Lahnstein nicht realisierbar sei, müsse die verstärkte gewerbliche Entwicklung 

der Stadt Lahnstein im tertiären Bereich (Dienstleistungen) gesucht werden - dies auch un-

ter dem von der Landesplanung selbst dargelegten Problem der langfristigen Entflechtung 

der starken Gemengelage im Stadtbereich von Lahnstein. 

Aus diesen Gründen hatte der Stadtrat durch Beschluss eine Modifizierung des fünften 

„Landesplanerischen Ziels“ vorgenommen und eigens neu gefasst: „Der Entwicklung qua-

lifizierter Arbeitsplätze im tertiären Bereich mit angestrebter hoher Arbeitsplatzdichte in 

Kernnähe ist Vorrang einzuräumen.“ 

Im Zug der Flächennutzungsplanung waren die Flächenpotenziale in der Stadt untersucht 

und nach verschiedenen Kriterien geprüft worden. Bewertet wurden die Lage und Erreich-

barkeit der Flächen, die überörtliche Verkehrsanbindung, die mögliche verkehrstechni-

sche Erschließung und die topographische Situation. Auch die Bedeutung der Flächen aus 

landespflegerischer Sicht wurde berücksichtigt. 
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Damals belief sich die Ausweisung im Flächennutzungsplan auf knapp dreißig Hektar Ge-

werbebaufläche, von denen allein elf Hektar auf das Gelände des Güterbahnhofes ent-

fielen. 

In der Summe entstand so ein Überangebot an Gewerbebauflächen in den Darstellungen 

des Flächennutzungsplanes, das mangels tatsächlicher Verfügbarkeit bis heute nicht ge-

nutzt werden konnte. 

Noch während der Flächennutzungsplanung war das Verfahren zur Aufstellung eines Be-

bauungsplanes eingeleitet worden, um in dem von Chr.-Seb.-Schmidt-Straße, Im Machert, 

Koblenzer Straße und Im Mittelgesetz umschlossenen Gebiet das Baurecht für den damals 

im Entstehen befindlichen „Baumarkt“ als auch für das südlich anschließende Gewerbe-

gebiet zu schaffen. Seit 1994 ist dieser Bebauungsplan mit der Nr. 17 rechtskräftig. 

Das Gewerbegebiet war unter der Vorgabe entwickelt worden, hier neben dem Bau-

markt keine weiteren Einzelhandelsbetriebe anzusiedeln und somit die gewerbliche Nut-

zung zu sichern. 

Da seit über zwanzig Jahren keine Investoren Interesse an einem Ankauf der Flächen zur 

Ansiedlung von Unternehmen in der vom Plan vorgegebenen Größenordnung äußerten, 

stellte sich die Notwendigkeit einer zumindest teilweisen Neuordnung des Gebietes in Fra-

ge. 

Die verhaltene Nachfrage nach geeigneten kleinen und mittelgroßen Gewerbegrundstü-

cken konnte in den letzten Jahren insbesondere durch die Baureifmachung des Didierge-

ländes gedeckt werden. 

Gleichzeitig ist seit nach den Angaben des Statistischen Landesamtes Rheinland-Pfalz ein 

deutlicher Rückgang der Zahl sozialversicherungspflichtig Beschäftigter am Arbeitsort zu 

verzeichnen; am 30. Juni 2015 waren es noch 5.682. Dem Erläuterungsbericht zum Flä-

chennutzungsplan lagen hingegen noch Zahlenwerte zugrunde, die einen Bedarf an Ge-

werbebauflächen mit dem damaligen Anstieg der Beschäftigtenzahl von 7.964 aus dem 

Jahr 1970 bis hin zu 8.299 im Jahr 1987 begründeten. Insoweit waren die damaligen Be-

rechnungen der für Lahnstein erforderlichen Gewerbebauflächen von einem Trend aus-

gegangen, der sich anschließend nicht mehr bestätigt hatte. Letztlich haben diese Prog-

nosen nicht dazu beitragen können, die Nachfrage an Gewerbegrundstücken tatsächlich 

zu erhöhen. 

Dagegen war die Suche nach Grundstücken zur Ansiedlung von großflächigem Einzel-

handel in den letzten Jahren zusehends gestiegen. 

Nicht nur im Bereich der Koblenzer Straße, wo sich bereits mehrere Einzelhändler etabliert 

haben, sondern auch in den übrigen gewerblich nutzbaren Flächen des Stadtgebietes, so 

im Didiergelände, auf den Flächen des ehemaligen Verpflegungsamtes und des Güter-

bahnhofes, auf dem Markplatz Niederlahnstein, im Ahlerhof, in der Südallee, im Gewerbe-

gebiet an der Dr.-Walter-Lessing-Straße, an der Gemarkungsgrenze zu Braubach und nicht 

zuletzt auch im Bereich des „Gewerbeparks Hermsdorfer Straße“, wo es vor zwei Jahren zu 

einer Neuausweisung von Sondergebietsflächen kam. In keinem anderen dieser Gebiete 

war es gewollt, das Baurecht für den sogenannten „großflächigen Einzelhandel“ mit mehr 

als 1.200 qm Geschossfläche herzustellen; zum Teil wurde es sogar durch Beschluss ent-

sprechender Satzungen ausgeschlossen. 

Auf diese geänderten Rahmenbedingungen muss zwangsläufig reagiert werden. Es ist ab-

sehbar, dass das weitere Vorhalten gewerblicher Bauflächen in diesem Umfang auf Dauer 

zu keinen neuen Ansiedlungen führen wird. 
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Die theoretische Deckung einer potenziellen Nachfrage ist allein durch das Vorhanden-

sein der gewerblichen Bauflächen auf dem Gelände des ehemaligen Güterbahnhofes 

Oberlahnstein möglich. Es sprechen viele Gründe dafür, eher diese Flächen für die künf-

tige gewerbliche Entwicklung Lahnsteins vorzuhalten als den Bereich des Bebauungspla-

nes Nr. 17. Insoweit soll das Potenzial des Güterbahnhofes nicht durch parallel angebo-

tene Konkurrenzflächen, die für andere Zwecke attraktiver sein können, geschmälert wer-

den. 

Angesichts der häufig nachgefragten Einzelhandelsnutzung und eines Investors, der bereit 

ist, die hierfür erforderlichen Grundstücke anzukaufen, bietet sich die Ausweisung eines 

Sondergebietes für den (großflächigen) Einzelhandel im Bebauungsplan Nr. 17 an. Hierfür 

ist das Gebiet auch aus dem Umstand geeignet, dass Einzelhandel entlang der Koblenzer 

Straße bereits vorhanden ist. Darüber hinaus sprechen Lage und Anbindung des Gebietes 

grundsätzlich dafür. 

3 Planung 

Die Umsetzung der Planung folgt in einem aufwändigen Verfahren über mehrere Schritte. 

Im Gegensatz zu der üblichen Bauleitplanung, die nahezu vollständig in den Händen der 

Planungshoheit ausübende Gemeinde gelegt ist, bedarf es bei der Ausweisung von Son-

dergebieten des großflächigen Einzelhandels eines mehrstufigen Verfahrens, das auf der 

Ebene der Landesentwicklung beginnt. 

3.1 Landesentwicklungsprogramm LEP IV 

Aus dem Landesentwicklungsprogramm LEP IV des Landes Rheinland-Pfalz sind zunächst 

die Ziele und Grundsätze der Zentrale Orte-Struktur herzuleiten. Hiernach sind Einrichtun-

gen und Dienstleistungen mit unterschiedlicher funktionaler und damit zentral-örtlicher Be-

deutung der Daseinsvorsorge räumlich zu bündeln. Die Standortgemeinden zentralörtli-

cher Einrichtungen nehmen darüber hinaus Verknüpfungsfunktionen im funktionalen und 

überregionalen Verkehrsnetz war. Die betroffenen Gemeinden definieren und sichern in 

Eigenverantwortung Umfang und Qualität des zentralörtlichen Versorgungsniveaus (Ziel 

Z 35) auf dieser Ebene ist Lahnstein als Mittelzentrum in einem sogenannten „mittelzentra-

len Verbund kooperierende Zentren“ des Verdichtungsraumes Koblenz/Lahnstein ausge-

wiesen, zudem auch Bendorf, Höhr-Grenzhausen, Koblenz und Vallendar gehören. 

Das Ziel Z 45 gibt vor, dass die Daseinsvorsorge in den Zentralen Orten (insbesondere Mit-

telzentren) zu sichern und weiter zu entwickeln ist. Eine Kooperationsempfehlung drückt 

aus, dass für die „kooperierenden Zentren im mittelzentralen Verbund“ für die Sicherung 

der Daseinsvorsorge eine intensive Zusammenarbeit empfohlen wird, um durch interkom-

munale Kooperation Synergieeffekte und ein qualitativ hohes Versorgungsniveau zu si-

chern. 

Dieser Grundsatz G 56 beschäftigt sich mit der wohnortnahen qualitativen Versorgung der 

Bevölkerung mit öffentlichen und privaten Einrichtungen und Dienstleistungen. Deren Si-

cherung soll durch die Zentralen Orte in den Mittelbereichen und in Aufgabenteilung in 

den mittelzentralen Verbünden wahrgenommen werden. 

Einschränkungen formuliert das Ziel Z 57 das sogenannte Zentralitätsgebot. Hiernach ist die 

Einrichtung und Erweiterung von Vorhaben des großflächigen Einzelhandels nur in Zentra-

len Orten zulässig. Betriebe mit mehr als 2.000 m² Verkaufsflächen kommen nur in Mittel- 
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und Oberzentren in Betracht. Eine Ausnahme, nach der Gemeinden ohne zentralörtlichen 

Funktion großflächige Einzelhandels Vorhaben mit bis zu insgesamt 1.600 m² Verkaufsflä-

che vorhalten dürfen, ist möglich, wenn dies zur Sicherung der Grundversorgung der Be-

völkerung erforderlich ist. Von solchen Ausnahmen wird in der Region reger Gebrauch 

gemacht. 

Entscheidend für die Ansiedlung von großflächigen Einzelhandelsbetrieben mit sogenann-

ten innenstadtrelevanten Sortimenten ist das „städtebauliche Integrationsgebot“ des Zie-

les Z 58. Das Landesentwicklungsprogramm bestimmt hiermit, dass solche Betriebe nur in 

städtebaulichen integrierten Bereichen zulässig sind, also in Innenstädten und Stadt- sowie 

Stadtteilzentren. Diese städtebaulich integrierten Bereiche, nach dem Baugesetzbuch 

„zentrale Versorgungsbereiche“ genannt, sind von den Zentralen Orten in Abstimmung mit 

den Regionalplanung verbindlich festzulegen und zu begründen. Diese Regelungen müs-

sen auch eine Liste innenstadtrelevanter und nicht-innenstadtrelevanter Sortimente umfas-

sen. An sogenannten „Ergänzungsstandorten“ der Zentralen Orte sind auch großflächige 

Einzelhandelsbetriebe mit nicht innenstadtrelevanten Sortimenten zulässig. Auch diese sind 

in Abstimmung mit der Regionalplanung festzulegen und zu begründen. Als begrenzte 

Randsortimente können hier auch innenstadtrelevante Sortimente enthalten sein (Ziel 

Z 59). 

Mit dem Ziel Z 60 wird das Nichtbeeinträchtigungsgebot definiert, wonach die Ansiedlung 

und Erweiterung von großflächigen Einzelhandelsbetrieben weder die Versorgungsfunktion 

der städtebaulich integrierten Bereiche noch die der Versorgungsbereiche benachbarter 

Zentraler Orte wesentlich beeinträchtigen dürfen. Das gilt auch auf Auswirkungen der 

Stadtteile von Ober- und Mittelzentren. 

Damit durch einzeln vorgenommene Ansiedlung großflächiger Einzelhandelsbetriebe kei-

ne Überschreitung der Verkaufsflächen vorgenommen werden kann, ist dieser durch das 

sogenannte „Agglomerationsverbot“ entgegen zu wirken (Ziel Z 61). 

In der Begründung und Erläuterung zu den Zielen und Grundsätzen des Kapitels 3.2.3 im 

Landesentwicklungsprogramm LEP IV wird ausgeführt, dass der großflächige Einzelhandel 

wichtige Funktionen einer qualitativ gleichwertigen Versorgung mit Waren und dazu gehö-

rigen Dienstleistungen wahrnimmt. Dem vielfältigen Bedarf von Bevölkerung und Wirtschaft 

kann nur eine räumlich differenzierte Versorgungsstruktur unterschiedlicher Betriebsformen 

gerecht werden. Die Gemeinden sollen durch geeignete planerische Maßnahmen die 

Voraussetzung für die Entwicklung des Handelns im Rahmen ihrer städtebaulichen Ent-

wicklung und unter Berücksichtigung Erreichbarkeit der Standtorte durch ihre Kunden 

schaffen. Die Deckung der Grundversorgung, insbesondere an Nahrungs- und Genussmit-

tel, soll möglichst wohnungsnah und barrierefrei erfolgen können. Die Grundversorgung 

umfasst insbesondere Waren des täglichen, kurzfristigen Bedarfs, zum Beispiel Nahrungsmit-

tel, Drogeriewaren, Kosmetikartikel sowie Haushaltswaren, Glas und Porzellan (Begründung 

zu Grundsatz G 56 und Ziel Z 57). 

Das Landesentwicklungsprogramm erkennt, dass der großflächige Einzelhandel einen we-

sentlichen Beitrag zur Funktionsfähigkeit und Attraktivität der Zentralen Orte leistet. Die 

städtebauliche Integration des Einzelhandels soll spürbare Schwächungen von Innenstadt 

Funktionen vermeiden. Nach dem Ziel Z 58 ist bei der Abgrenzung der städtebaulich inte-

grierten Bereiche sowohl die Nahversorgung als auch ein angemessenes Verhältnis der 

Größenordnung von Verkaufsflächen zwischen Integrierten und Ergänzungsstandorten si-

cher zu stellen und in kommunalen Einzelhandelskonzepten zu begründen. Dabei sind 

auch die Ergänzungsstandorte analog zu den städtebaulich integrierten Bereichen aus ei-
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nem kommunalen Einzelhandelskonzept abzuleiten, dass kommunalspezifische Aussagen 

zur Zentrenrelevanz des Sortiments enthalten muss. Grundsätzlich sind für die Ansiedlung 

und den Ausbau des großflächigen Einzelhandels dort Grenzen zu ziehen, wo die Funkti-

onsfähigkeit des Zentralen Ortes selbst oder die verbrauchernahe Versorgung der Bevöl-

kerung in benachbarten Zentralen Orten wesentlich beeinträchtigt wird. 

Zur Steuerung der Entwicklung außerhalb der Zentralen Versorgungsbereiche soll auch ei-

ne Ausweisung von Ergänzungsstandorten erfolgen. Diese betreffen insbesondere die 

Standorte auf der „grünen Wiese“. Innenstadtrelevanten Sortimente sollen dort in der Re-

gel nicht mehr als zehn Prozent der Verkaufsflächen umfassen. Eine Begrenzung der ab-

soluten Größenordnung ist im Rahmen der raumordnerischen Prüfung von Vorhaben vor 

dem Hintergrund möglicher Beeinträchtigungen der Zentralen Versorgungsbereiche der 

Standortgemeinde und der benachbarten Zentralen Orte zu prüfen. 

Aus den Vorgaben des Landesentwicklungsprogramms sind daher die nächsten drei 

Schritte abzuleiten: 

 Festlegung der städtebaulich integrierten Bereiche (zentrale Versorgungsberei-

che) unter Beifügung einer Liste in stadtrelevanter und nicht stadtrelevanter Sorti-

mente in einem Einzelhandelskonzept (städtebauliches Integrationsgebot); 

 Festlegung des Ergänzungsstandortes; 

 Nachweis des Nichtbeeinträchtigungsgebots. 

3.2 Einzelhandelskonzept der Stadt Lahnstein 

Nach § 9 Abs. 2a Satz 2 BauGB ist ein auf die Erhaltung und Entwicklung Zentraler Versor-

gungsbereiche (ZVB) bezogenes städtebauliches Entwicklungskonzept im Sinne des § 1 

Abs. 6 Nr. 11 BauGB zu berücksichtigen, das Aussagen über diesen Bereich enthält. Dies 

können sogenannte Einzelhandels- und Zentrenkonzepte sein, die im Rahmen der Abwä-

gung zu berücksichtigen sind und die in der kommunalen Planungspraxis in der Regel die 

Grundlage für eine schlüssige und nachvollziehbare Begründung der Ausschluss- und Be-

schränkungsfestsetzungen sind. 

Die Erhaltung und Entwicklung Zentraler Versorgungsbereiche stehen im Mittelpunkt der 

bauleitplanerischen Einzelhandelssteuerung. Dieses Anliegen ist als wichtiger Planungs-

grundsatz durch die BauGB Novelle 2007 in dem Katalog der bei der Bauleitplanung zu 

berücksichtigen Belange (§ 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB) aufgenommen worden. 

Zur Realisierung dieses Ziels bedarf es nicht nur der bauleitplanerischen Absicherung der 

Zentralen Versorgungsbereiche durch entsprechende Gebietsfestsetzungen. Die Erhaltung 

und Entwicklung der Zentren erfordert auch den Ausschluss oder die Beschränkung der Zu-

lässigkeit des zentrenrelevanten Einzelhandels außerhalb der Zentralen Versorgungsbe-

reiche. Um die Innenstädte, Stadtteilzentren und Ortszentren zu stützen und zu stärken und 

um eine möglichst wohnungsnahe Grundversorgung durch entsprechende Nah- und 

Grundversorgungszentren zu sicher, muss regelmäßig die Zulässigkeit von Einzelhandelsbe-

trieben mit innenstadtrelevanten Sortimenten außerhalb der Zentren durch entspre-

chende Bebauungsplanfestsetzungen ausgeschlossen oder beschränkt werden. 

Eine zentrenorientierte Einzelhandelssteuerung durch Bebauungspläne ist in der Regel nur 

auf der Grundlage eines fundiertes Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes zu rechtfertigen 

und rechtssicher durchzusetzen. Für ein solches Konzept müssen die tatsächlichen Verhält-

nisse, insbesondere die Angebots- und Nachfrage-Struktur im Einzelhandel untersucht, die 
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bestehenden Versorgungsschwerpunkte städtebaulich bewertet und die Rahmenbedin-

gungen und Spielräume für künftige Entwicklungen solide abgeschätzt werden. Aus die-

sen handelswirtschaftlichen und städtebaulichen Untersuchungen können dann die Ent-

wicklungsziele abgeleitet sowie die Zentralen Versorgungsbereiche und die Sonderstand-

orte für die großflächigen Einzelhandel mit nicht-innenstadtrelevanten Hauptsortimenten 

räumlich und funktional bestimmt werden. Außerdem wird auf der Basis der Bestandsana-

lyse und der Entwicklungsziele eine ortsspezifische Liste der nahversorgungs- und innen-

stadtrelevanten Sortimente festgelegt. Standortkonzept und Sortimentsliste werden dann 

durch bestimmte Grundsätze für die räumliche Steuerung des Einzelhandels miteinander 

zu sogenannten „Ansiedlungsregeln“ verknüpft. 

Ein derartiges vom Stadtrat beschlossenes Konzept ist als städtebauliches Entwicklungs-

konzept im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB eine wichtige Grundlage nicht nur für alle 

Positivplanungen zur Umsetzung des Standortkonzeptes, sondern vor allem auch für Be-

bauungspläne, die den zentrenrelevanten Einzelhandel außerhalb der festgelegten Zent-

ralen Versorgungsbereiche ausschließen oder beschränken. 

Durch Ausschluss- und Beschränkungsfestsetzungen kann der zentrenrelevante Einzelhan-

del in einem Bebauungsplan nach § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO ausgeschlossen oder einge-

schränkt werden. 

Der Stadtrat der Stadt Lahnstein hatte in den Jahren 2010-11 ein Einzelhandelskonzept er-

arbeitet, das letztlich in der Sitzung am 19. Dezember 2011 beschlossen wurde. In diesem 

Einzelhandelskonzept sind wesentliche Zielsetzungen und Grundsätze der Lahnsteiner Ein-

zelhandel- und Standortentwicklung dargelegt. 

Eine Fortschreibung des Einzelhandelskonzeptes wurde im Folgejahr durchgeführt und 

wiederum durch den Stadtrat beschlossen. Gründe für die Fortschreibung waren Vorha-

benplanungen am Standortbereich Koblenzer Straße. Diese führte nicht zu einer Änderung 

im ursprünglichen Einzelhandelskonzept getätigten Aussagen für den Standort Hermsdorfer 

Straße. Bezug genommen wird daher auf das fortgeschriebene Konzept nach der aktuel-

len Beschlussfassung des Stadtrates vom 17. Dezember 2012. 

Sowohl dem ursprünglichen Einzelhandelskonzept als auch seiner Fortschreibung waren 

umfangreiche Bestandsaufnahmen, Bewertungen und Schlussfolgerungen zugrunde ge-

legt worden. Beteiligungsverfahren der Öffentlichkeit als auch Behörden und Nachbar-

städten wurden durchgeführt, die entsprechenden Abwägungen in öffentlicher Sitzung 

des Stadtrates vorgenommen. 

Zur Erfassung und Bewertung der Einzelhandelssituation sowie der städtebaulichen Stand-

ortmerkmale war zuvor im August 2010 eine flächendeckende Vollerhebung des Laden-

einzelhandels geführt worden. Neben den laufenden Abstimmungsgesprächen zwischen 

dem Gutachterbüro und der Verwaltung wurde ein prozessbegleitender Arbeitskreis ein-

gerichtet. Diese enge Einbindung relevanter Akteure gewährleistete, dass alle notwendi-

gen Informationen in das Einzelhandelskonzept einfließen konnten und sämtliche Zwi-

schenschritte mit einem breitbesetzten Gremium diskutiert wurden. 

3.3 Städtebauliches und raumordnerisches Verträglichkeitsgutachten 

Zum Vorhaben wurde ein Gutachten durch das Büro Stadt+Handel, Dortmund, erarbeitet, 

das ab Seite 114 abgedruckt ist. 
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3.4 Raumordnerische Prüfung 

Für die Einzelhandelsansiedlung wurde gemäß § 16 ROG i.V.m. § 18 LPlG eine vereinfachte 

raumordnerische Prüfung durchgeführt, deren Ergebnis ab Seite 165 abgedruckt ist. 

3.5 Flächennutzungsplan der Stadt Lahnstein 

Der geltende Flächennutzungsplan der Stadt Lahnstein wurde nach Erteilung der Geneh-

migung durch die Höhere Verwaltungsbehörde (heutige Struktur- und Genehmigungsdi-

rektion Nord) am 12. November 1999 bekannt gemacht und trat damit in Kraft. In den 

Folgejahren wurden fünf Änderungsverfahren durchgeführt, um einzelne Flächen eine 

neue Art der baulichen Nutzung zuzuweisen. 

 

Die Flächennutzungsplan-Änderung bedarf aus Gründen der zu ändernden Nutzung als 

Sonderbaufläche für Einzelhandel einer Reihe von Prüfungen zur Feststellung der Raumver-

träglichkeit nach dem Landesplanungsgesetz unter Berücksichtigung des Landesentwick-

lungsprogramms LEP IV, die vor den entscheidenden Beschlüssen des Stadtrates durch-

geführt wurden. 

3.6 Landesplanerische Stellungnahme 

Nach § 20 des Landesplanungsgesetzes (LPlG) ist bei der Aufstellung eines Flächennut-

zungsplanes die Landesplanerische Stellungnahme bei der zuständigen Landesplanungs-

behörde zu beantragen. In ihr werden die bei der Aufstellung des Flächennutzungsplanes 

zu beachtenden Ziele der Raumordnung und Landesplanung bekannt gegeben. 

Die Bauleitpläne sind gemäß § 1 Abs. 4 BauGB diesen Zielen der Raumordnung und Lan-

desplanung anzupassen. Die Ziele der Raumordnung und Landesplanung wirken verbind-

lich. Die Gemeinde hat kein Recht, sie im Rahmen der Abwägung in eigener Entschei-

dung mit anderen Belangen abzuwägen oder sie zu relativieren. 

Die Ziele sind der gemeindlichen Bauleitplanung vorgegeben, in dem Sinne, dass alles zu 

unterlassen ist, was die Verwirklichung der Ziele vereiteln oder wesentlich erschweren 

könnte. 

Das Ergebnis der vereinfachten raumordnerischen Prüfung kann nach dortiger Feststellung 

gleichzeitig als Landesplanerische Stellungnahme übernommen werden. 

Die Vorgaben der Landes- und Regionalplanung werden gemäß der durch den Stadtrat 

beschlossenen Abwägungsergebnisse bei der weiteren Bearbeitung berücksichtigt und 

eingearbeitet. 

3.7 Umweltbericht 

Nach den Regelungen des § 2 Abs. 4 Satz 1 und des § 2a BauGB ist für die Belange des 

Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB im Zuge der kommunalen Bauleit-

planung auf allen Planungsebenen eine Umweltprüfung durchzuführen, in welcher die vo-

raussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen der Planung ermittelt und in einem Um-

weltbericht beschrieben und bewertet werden. 

Umfang und Detaillierungsgrad, der für die Ermittlung der Belange für die Abwägung er-

forderlich ist, wurde von der Gemeinde festgelegt (§ 2 Abs. 4 Satz 2 BauGB). 
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Hierzu wurden im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB 

die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereiche durch 

die Planung berührt werden kann, auch zur Äußerung im Hinblick auf den erforderlichen 

Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung aufgefordert (Scoping). 

Die Umweltprüfung bezieht sich auf das, was nach gegenwärtigem Wissensstand und all-

gemein anerkannten Prüfmethoden sowie nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Bauleit-

plans angemessenerweise verlangt werden kann (§ 2 Abs. 4 Satz 3 BauGB). Das Ergebnis 

der Umweltprüfung ist in der Abwägung berücksichtigt worden (§ 2 Abs. 4 Satz 4 BauGB). 

Nach Abschluss des Planverfahrens überwachen die Gemeinden die erheblichen Um-

weltauswirkungen, die auf Grund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten, um insbe-

sondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und in der La-

ge zu sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen. 

Sie nutzen dabei die im Umweltbericht angegebenen Überwachungsmaßnahmen und 

die Informationen der Behörden (§ 4c BauGB). Dazu unterrichten die Behörden die Ge-

meinde, sofern nach den ihnen vorliegenden Erkenntnisse die Durchführung des Bauleit-

plans erhebliche, insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen auf die Um-

welt hat (§ 4 Abs. 3 BauGB). 

Die Inhalte des Umweltbereichtes werden ergänzt durch Aussagen aus dem Fachbeitrag 

Naturschutz, einschließlich einer separaten Artenschutzfachlichen Bewertung des Vorha-

bens im Hinblick auf Fledermäuse und einheimische Vogelarten. 

4 Verfahren zur Änderung 

4.1 Formelle Grundlagen 

4.1.1 Rechtsgrundlagen 

 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

3. November 2017 (BGBl. I S. 3634); 

 Gemeindeordnung (GemO) in der Fassung vom 31. Januar 1994 (GVBl. S. 153), zu-

letzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 2. März 2017 (GVBl. S. 21); 

 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt geändert durch Arti-

kel 2 Absatz 14b des Gesetzes vom 8. September 2017 (BGBl. I S. 3370); 

 Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - 

BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 

Gesetzes vom 15. September 2017 (BGBl. I S. 3434); 

 Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG) in der 

Fassung vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-

setzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771); 

 Landesbauordnung für Rheinland-Pfalz (LBauO) vom 24. November 1998 

(GVBl. S. 365), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15. Juni 2015 (GVBl. S. 77); 

 Landesgesetz zur nachhaltigen Entwicklung von Natur und Landschaft (Landesna-

turschutzgesetz - LNatSchG) vom 6. Oktober 2015 (GVBl S. 283), zuletzt geändert 

durch Artikel 3 des Gesetzes vom 21. Dezember 2016 (GVBl. S. 583); 
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 Landesplanungsgesetz (LPlG) vom 10. April 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 6. Oktober 2015 (GVBl. S. 283, 295); 

 Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986), zuletzt ge-

ändert durch Artikel 2 Absatz 15 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808); 

 Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Plan-

inhalts (Planzeichenverordnung - PlanZV) vom 18. Dezember 1990 

(BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 

(BGBl. I S. 1057); 

 Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverord-

nung -BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 

(BGBl. I S. 3786); 

 Wassergesetz für das Land Rheinland-Pfalz (Landeswassergesetz - LWG) in der Fas-

sung vom 14. Juli 2015 (GVBl. S. 127), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes 

vom 22. September 2017 (GVBl. S. 237). 

4.1.2 Bestandteile der Planung 

Bestandteile sind: 

 eine Planzeichnung im Maßstab 1:5000 (unmaßstäblich abgebildet auf Sei-

te 112 ff.) und 

 diese Begründung. 

Beigefügt ist: 

 Umweltbericht, erstellt durch das Fachbüro SAI (Stadtplanung Architektur Immissi-

onschutz) vom 8. September 2017, Verfasser Dipl.-Ing. Christian Deichmüller (An-

lage U); 

 Fachbeitrag Naturschutz, erstellt durch Kocks Consult GmbH vom August 2016, 

Verfasser Dipl.-Ing. Michael Mansfeld und Dipl.-Biol. Erika Tönnes; einschließlich ei-

ner separaten Artenschutzfachlichen Bewertung des Vorhabens im Hinblick auf 

Fledermäuse und einheimische Vogelarten, erstellt durch BLU, Büro für Land-

schaftsökologie und Umweltplanung vom Juli 2016, Verfasser Dr. rer. nat. Günter 

Sonntag (Anlage N); 

 Städtebauliches und raumordnerisches Verträglichkeitsgutachten für die Ansied-

lung eines Lebensmitteldiscounters in Lahnstein, erstellt durch Stadt+Handel vom 

10. November 2015, Verfasser Dipl. Ing. Marc Föhrer und Geogr. M.A. Andreas Q. 

Schuder (Seite 114 ff.) sowie die entsprechende Stellungnahme zu diesbezüglich 

vorgebrachten Eingaben der gleichen Verfasser vom 6. März 2018 (in die Abwä-

gung integriert, Seite 92 ff.); 

 Raumordnerisches Prüfungsergebnis gemäß § 16 ROG i.V.m. § 18 LPlG für das Vor-

haben „Geplante Verlagerung des L-Marktes“ vom 16. März 2016, herausgegeben 

durch die Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Koblenz (Abschnitt 7, 

Seite 165 ff.). 
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4.2 Verfahren 

4.2.1 Aufstellungsbeschluss 

Der Stadtrat der Stadt Lahnstein hat in öffentlicher Sitzung am 3. November 2016 gemäß 

§ 1 Abs. 3 in Verbindung mit § 2 Abs. 1 BauGB (Baugesetzbuch) den Beschluss gefasst, für 

den Bereich des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 17 eine dritte Änderung i.V.m. der 

Änderung und Erweiterung des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 17Ä2/39 durchzufüh-

ren. 

Der Aufstellungsbeschluss wurde gleichzeitig mit der anstehenden Beteiligungen der Öf-

fentlichkeit im Rhein-Lahn-Kurier Nr. 46 am 18. November 2016 bekannt gemacht. 

4.2.2 Beteiligung der Öffentlichkeit 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB fand in Form einer einwöchigen 

öffentlichen Auslegung der Planunterlagen in der Zeit vom 28. November 2016 bis 

2. Dezember 2016 statt. Sie wurde am 18. November 2016 im Rhein-Lahn-Kurier Nr. 46 be-

kannt gemacht. Es wurde Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung gegeben. 

Eingegangene Stellungnahmen mit abwägungsrelevantem Inhalt sind im Abschnitt 4.3.1.1 

ab Seite 21 gelistet. 

4.2.3 Beteiligung der Behörden 

Parallel zur Öffentlichkeitsbeteiligung wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentli-

cher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann, gemäß 

§ 4 BauGB mit Schreiben vom 21. November 2016 um Abgabe einer Stellungnahme zur 

Planung gebeten worden. 

Mit Fristsetzung von einem Monat - entsprechend dem 24. Dezember 2016 - wurden die 

Behörden aufgefordert, auch Aufschluss über beabsichtigte und bereits eingeleitete Pla-

nungen und sonstige Maßnahmen zu geben, die für die städtebauliche Entwicklung und 

Ordnung des Gebiets bedeutsam sein können. 

Es wurde darauf hingewiesen, dass bei nicht fristgemäßer Äußerung davon ausgegangen 

wird, dass die von den Trägern wahrzunehmenden öffentlichen Belange nicht berührt wer-

den. 

Keine Stellungnahme wurde abgegeben von: 

 Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesdenkmalpflege, Mainz; 

 Landesamt für Vermessung und Geobasisinformation, Koblenz. 

Fristgemäße Stellungnahmen ohne abwägungsrelevante Inhalte für die Flächennutzungs-

planung wurden vorgebracht von: 

 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleitungen der Bundeswehr - 

mit Schreiben vom 8. Dezember 2016, eingegangen per Email am 

8. Dezember 2016; 

 Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, Region Mitte, Frankfurt am Main - mit Schrei-

ben vom 23. Dezember 2016, eingegangen am 23. Dezember 2016 und mit 

Schreiben vom 28. Dezember 2016, eingegangen am 29. Dezember 2016; 
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 Energienetze Mittelrhein, Koblenz - mit Schreiben vom 9. Dezember 2016, einge-

gangen am 14. Dezember 2016; 

 Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesarchäologie, Koblenz - mit 

Schreiben vom 30. November 2016, eingegangen am 2. Dezember 2016; 

 Handwerkskammer Koblenz, Koblenz - mit Schreiben vom 12. Dezember 2016, ein-

gegangen am 12. Dezember 2016; 

 Industrie- und Handelskammer zu Koblenz, Geschäftsstelle Montabaur - mit Schrei-

ben vom 20. Dezember 2016, eingegangen am 21. Dezember 2016; 

 Landesbetrieb Mobilität Rheinland-Pfalz, Diez - mit Schreiben vom 

12. Dezember 2016, eingegangen am 19. Dezember 2016; 

 Ministerium für Wissenschaft, Weiterbildung und Kultur - mit Schreiben vom 

21. Dezember 2016, eingegangen am 23. Dezember 2016. 

Eingegangene Stellungnahmen mit abwägungsrelevantem Inhalt sind im Abschnitt 4.3.2.1 

ab Seite 64 gelistet. Spätere Stellungnahmen waren nicht zu verzeichnen. 

4.2.4 Erste Abwägung 

Nach Ablauf der Beteiligungsfristen erfolgte die Prüfung der im Verfahren nach § 3 Abs. 1 

sowie § 4 Abs. 1 BauGB fristgemäß abgegebenen Stellungnahmen und die Beschlussfas-

sung über die gerechte Abwägung der öffentlichen und privaten Belange gegeneinan-

der und untereinander gemäß § 1 Abs. 7 BauGB. 

Behandelt und geprüft wurden alle Stellungnahmen die fristgerecht eingegangen waren. 

Die unmittelbar anschließend vorgenommene Nummerierung erfolgte in alphabetischer 

Reihe. 

Über die Inhalte der eingegangenen Stellungnahmen wurde in der öffentlichen Sitzung 

des Stadtrates am 26. Oktober 2017 beraten und eine Abwägung vorgenommen. 

Das Ergebnis der Abwägung wurde den Einwendern mit Schreiben vom 

22. Dezember 2017 mitgeteilt. 

4.2.5 Beschluss zur Öffentlichen Auslegung 

Der Stadtrat der Stadt Lahnstein hat in öffentlicher Sitzung am 26. Oktober 2017 die Pla-

nung in der damals vorliegenden Fassung anerkannt und die Verwaltung mit der Durch-

führung der Öffentlichen Auslegung beauftragt. 

4.2.6 Öffentliche Auslegung 

Die Öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB fand in der Zeit vom 2. Januar 2018 bis 

1. Februar 2018 statt. Sie wurde am 22. Dezember 2017 im Rhein-Lahn-Kurier Nr. 51 bekannt 

gemacht. 

Öffentlich auslegt wurden die Bestandteile der Bauleitplanung wie im Abschnitt  auf Sei-

te 16 gelistet sowie die nach Einschätzung der Gemeinde wesentlichen, bereits vorliegen-

den umweltbezogenen Stellungnahmen, die in diese Begründung integriert sind. 

Es wurde in der Bekanntmachung darauf hingewiesen, dass Stellungnahmen, die im Ver-

fahren der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nicht rechtzeitig abgegeben worden 

sind, bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben können, so-
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fern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren 

Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Bauleitplans nicht von Bedeutung ist. 

Für die Dauer der öffentlichen Auslegung wurde der Entwurf der Flächennutzungsplan-

Änderung auch im Internet auf der Homepage der Stadt Lahnstein und im GeoPortal.rlp 

als zentrales Internetportal des Landes Rheinland-Pfalz bereitgestellt. 

Die nach § 4 Abs. 2 BauGB beteiligten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

wurden mit Schreiben vom 22. Dezember 2017 von der Öffentlichen Auslegung benach-

richtigt. 

Keine Stellungnahmen wurden abgegeben von: 

 Industrie- und Handelskammer zu Koblenz, Geschäftsstelle Montabaur; 

 Landesamt für Vermessung und Geobasisinformation, Koblenz. 

Fristgemäße Stellungnahmen ohne abwägungsrelevante Inhalte wurden vorgebracht 

von: 

 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, 

Bonn - mit Email vom 3. Januar 2018; 

 Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, Region Mitte, Frankfurt am Main - mit Schrei-

ben vom 4. Januar 2018, eingegangen am 9. Januar 2018; 

 Energienetze Mittelrhein, Koblenz - mit Email vom 26. Januar 2018; 

 Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesarchäologie, Koblenz - mit 

Schreiben vom 18. Januar 2018, eingegangen am 22. Januar 2018; 

 Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesdenkmalpflege, Mainz - mit 

Email vom 23. Januar 2018; 

 Handwerkskammer Koblenz, Koblenz - mit Schreiben vom 30. Januar 2018, einge-

gangen per Email am 30. Januar 2018; 

 Landesamt für Geologie und Bergbau, Mainz - mit Fax vom 23. Januar 2018 (mit 

Wiederholung der Inhalte seines Schreibens vom 16. Dezember 2016, die bereits 

berücksichtigt wurden; 

 Landesbetrieb Mobilität Diez - mit Schreiben vom 9. Januar 2018, eingegangen 

am 10. Januar 2018; 

 Ministerium für Wissenschaft, Weiterbildung und Kultur, Mainz - mit Schreiben vom 

2. Januar 2018, eingegangen am 8. Januar 2018. 

Eingegangene Stellungnahmen mit abwägungsrelevantem Inhalt sind in den Abschnitten 

4.3.1.2 ab Seite 25 (Öffentlichkeit) und 4.3.2.2 ab Seite 74 (Behörden) gelistet. 

4.2.7 Zweite Abwägung 

Nach Ablauf der Beteiligungsfristen erfolgt die Prüfung der im Verfahren nach § 3 Abs. 2 

fristgemäß abgegebenen Stellungnahmen und die Beschlussfassung über die gerechte 

Abwägung der öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander 

gemäß § 1 Abs. 7 BauGB. 

Behandelt und geprüft werden alle Stellungnahmen die fristgerecht eingegangen waren. 

Die unmittelbar anschließend vorgenommene Nummerierung erfolgte in alphabetischer 

Reihe. 



 

6. ÄNDERUNG DES FLÄCHENNUTZUNGSPLANES’99 

PLANUNG UND BEGRÜNDUNG 

ENTWURFSFASSUNG VOM 07.03.2018  

 

SEITE 21 VON 184 

Über die Inhalte der eingegangenen Stellungnahmen wird in der öffentlichen Sitzung des 

Stadtrates am 21. März 2018 beraten und eine Abwägung vorgenommen. 

Das Ergebnis der Abwägung wird den Einwendern mitgeteilt. 

4.2.8 Feststellungsbeschluss 

4.2.9 Ausfertigung 

4.2.10 Genehmigung 

4.2.11 Bekanntmachung 

4.3 Abwägungsrelevante Eingaben 

4.3.1 Beteiligung der Öffentlichkeit 

4.3.1.1 Beteiligungsverfahren nach § 3 Abs. 1 BauGB 
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4.3.1.1.1 Rosmarie Bührmann Müller, Sebastianusstraße 52 - mit Schreiben vom 2. Dezember 2016, 

eingegangen am 2. Dezember 2016 
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Ermittlung des Abwägungsmaterials: Thematik der geplanten Nutzungen (Art), Abschnitt 4.4.1 auf Seite 83. 
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4.3.1.1.2 Simone Dietzler, Salzheck 8, Dieblich - mit Schreiben vom 2. Dezember 2016, eingegangen am 

2. Dezember 2016 

 
Ermittlung des Abwägungsmaterials: Thematik der geplanten Nutzungen (Art), Abschnitt 4.4.1 auf Seite 83. 
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4.3.1.2 Beteiligungsverfahren nach § 3 Abs. 2 BauGB 

4.3.1.2.1 Rosmarie Bührmann-Müller und Dr. Axel Müller, Sebastianussstraße 52 - mit Schreiben vom 

1. Februar 2018, eingegangen am 1. Februar 2018 
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Ermittlung des Abwägungsmaterials: Thematik der geplanten Nutzungen (Art), Abschnitt 4.4.1 auf Seite 83; 
Thematik der Kritik am Verträglichkeitsgutachten, Abschnitt 4.4.5 auf Seite 92. 
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4.3.1.2.2 Cornelius Bartenbach Hessemann & Partner als Interessenvertreter der Rewe Markt GmbH, 

Zweigniederlassung West, Hürth - mit Schreiben vom 25. Januar 2018, eingegangen am 

1. Februar 2018 
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Ermittlung des Abwägungsmaterials: Thematik der geplanten Nutzungen (Art), Abschnitt 4.4.1 auf Seite 83; 
Thematik des Immissionsschutzes, Abschnitt 4.4.3 auf Seite 90; Thematik der Kritik am 
Verträglichkeitsgutachten, Abschnitt 4.4.5 auf Seite 92. 
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4.3.2 Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange 

4.3.2.1 Beteiligungsverfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB 

4.3.2.1.1 Industrie- und Handelskammer zu Koblenz, Geschäftsstelle Montabaur - mit Schreiben vom 

20. Dezember 2016, eingegangen am 21. Dezember 2016 

 
Ermittlung des Abwägungsmaterials: Thematik der geplanten Nutzungen (Art), Abschnitt 4.4.1 auf Seite 83. 
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4.3.2.1.2 Kreisverwaltung des Rhein-Lahn-Kreises, Untere Landesplanungsbehörde, Bad Ems - mit Schreiben 

vom 29. November 2016, eingegangen am 30. November 2016 

 
Ermittlung des Abwägungsmaterials: Thematik der geplanten Nutzungen (Art), Abschnitt 4.4.1 auf Seite 83. 
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4.3.2.1.3 Landesamt für Geologie und Bergbau, Mainz - mit Schreiben vom 16. Dezember 2016, eingegangen 

am 19. Dezember 2016 
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Ermittlung des Abwägungsmaterials: Thematik der Archäologie, Geologie und des Bergbaus, Abschnitt 4.4.4 
auf Seite 91. 
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4.3.2.1.4 Stadtverwaltung Koblenz - mit Email vom 16. Dezember 2016 

 
Ermittlung des Abwägungsmaterials: Thematik der geplanten Nutzungen (Art), Abschnitt 4.4.1 auf Seite 83. 
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4.3.2.1.5 Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Koblenz - mit Schreiben vom 16. Dezember 2016, 

eingegangen am 22. Dezember 2016 
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Ermittlung des Abwägungsmaterials: Thematik der geplanten Nutzungen (Art), Abschnitt 4.4.1 auf Seite 83; 
Thematik der Altlasten und des Bodenschutzes, Abschnitt 4.4.2 auf Seite 90; Thematik des 
Immissionsschutzes, Abschnitt 4.4.3 auf Seite 90. 
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4.3.2.2 Beteiligungsverfahren nach § 3 Abs. 2 BauGB 

4.3.2.2.1 Kreisverwaltung, des Rhein-Lahn-Kreises, Bad Ems - mit Schreiben vom 31. Januar 2018, 

eingegangen am 1. Februar 2018 
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Ermittlung des Abwägungsmaterials: Thematik der Altlasten und des Bodenschutzes, Abschnitt 4.4.2 auf 
Seite 90;. 
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4.3.2.2.2 Stadtverwaltung Koblenz - mit Schreiben vom 29. Januar 2018, eingegangen am 1. Februar 2018 
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Ermittlung des Abwägungsmaterials: Thematik der geplanten Nutzungen (Art), Abschnitt 4.4.1 auf Seite 83. 
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4.3.2.2.3 Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Koblenz - mit Schreiben vom 6. Februar 2018, 

eingegangen am 7. Februar 2018 (gewährte Fristverlängerung bis einschl. 7. Februar 2018) 
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Ermittlung des Abwägungsmaterials: Thematik der geplanten Nutzungen (Art), Abschnitt 4.4.1 auf Seite 83; 
Thematik der Altlasten und des Bodenschutzes, Abschnitt 4.4.2 auf Seite 90;. 
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4.4 Bewertung und Gewichtung des Abwägungsmaterials sowie 

Würdigung 

Dem ermittelten, bewerteten und gewichteten Abwägungsmaterial liegen die nachfol-

genden, in allen Verfahrensschritten eingegangenen Stellungnahmen zugrunde: 

4.3.1.1.1 Rosmarie Bührmann Müller, Sebastianusstraße 52 - mit Schreiben vom 2. Dezember 2016, eingegangen am 

2. Dezember 2016 ______________________________________________________________________________________ 22 
4.3.1.1.2 Simone Dietzler, Salzheck 8, Dieblich - mit Schreiben vom 2. Dezember 2016, eingegangen am 

2. Dezember 2016 ______________________________________________________________________________________ 24 
4.3.1.2.1 Rosmarie Bührmann-Müller und Dr. Axel Müller, Sebastianussstraße 52 - mit Schreiben vom 1. Februar 2018, 

eingegangen am 1. Februar 2018 _______________________________________________________________________ 25 
4.3.1.2.2 Cornelius Bartenbach Hessemann & Partner als Interessenvertreter der Rewe Markt GmbH, 

Zweigniederlassung West, Hürth - mit Schreiben vom 25. Januar 2018, eingegangen am 1. Februar 2018 _____ 33 
4.3.2.1.1 Industrie- und Handelskammer zu Koblenz, Geschäftsstelle Montabaur - mit Schreiben vom 

20. Dezember 2016, eingegangen am 21. Dezember 2016 ________________________________________________ 64 
4.3.2.1.2 Kreisverwaltung des Rhein-Lahn-Kreises, Untere Landesplanungsbehörde, Bad Ems - mit Schreiben vom 

29. November 2016, eingegangen am 30. November 2016________________________________________________ 65 
4.3.2.1.3 Landesamt für Geologie und Bergbau, Mainz - mit Schreiben vom 16. Dezember 2016, eingegangen am 

19. Dezember 2016_____________________________________________________________________________________ 66 
4.3.2.1.4 Stadtverwaltung Koblenz - mit Email vom 16. Dezember 2016 _____________________________________________ 68 
4.3.2.1.5 Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Koblenz - mit Schreiben vom 16. Dezember 2016, eingegangen 

am 22. Dezember 2016 _________________________________________________________________________________ 69 
4.3.2.2.1 Kreisverwaltung, des Rhein-Lahn-Kreises, Bad Ems - mit Schreiben vom 31. Januar 2018, eingegangen am 

1. Februar 2018 ________________________________________________________________________________________ 74 
4.3.2.2.2 Stadtverwaltung Koblenz - mit Schreiben vom 29. Januar 2018, eingegangen am 1. Februar 2018 ___________ 76 
4.3.2.2.3 Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Koblenz - mit Schreiben vom 6. Februar 2018, eingegangen am 

7. Februar 2018 (gewährte Fristverlängerung bis einschl. 7. Februar 2018) ___________________________________ 78 

 

4.4.1 Thematik der geplanten Nutzungen (Art) 

Der Stadtrat hat sich auf der Grundlage der nachfolgenden Ausführungen mit der Thema-

tik befasst und in der Sitzung am 26. Oktober 2017 im Rahmen der Abwägung entschie-

den, dass die Inhalte der vorgebrachten Stellungnahmen nicht geteilt werden und eine 

Änderung der Planung nicht vorgenommen wird. 

Durch die vorgesehenen Änderungen der Bauleitpläne wird eine neue, zusätzliche Fläche 

für großflächigen Einzelhandel als Sondergebiet im Flächennutzungsplan dargestellt bzw. 

im Bebauungsplan festgesetzt. 

Die hier zugrunde liegenden Rahmenbedingungen sind in aller Ausführlichkeit in den Un-

terlagen erläutert. Insbesondere ist es der Nachweis der städtebaulichen und raumordne-

rischen Verträglichkeit, der in einem qualifizierten Gutachten eingeholt wurde und zu dem 

Ergebnis kommt, dass eine Verlagerung und Erweiterung des Lebensmittel-Discounters 

möglich ist. 

Die SGD Nord hat hierzu eine vereinfachte raumordnerische Prüfung durchgeführt und im 

Ergebnis bestätigt, dass das Vorhaben in der beabsichtigten Größe umgesetzt werden 

kann. Hierzu werden diese Vorgaben im Bebauungsplan verbindlich festgesetzt. 

Ebenso verbindlich wird im Zuge der Bebauungsplan-Änderung eine Sortimentsbeschrän-

kung am alten Standort des Discounters vorgenommen. Da dort nach dem gelten Bebau-

ungsplan Verkaufsflächen bis zu 1.875 qm zulässig sind (obwohl nicht vom jetzt ansässigen 

Discounter in voller Höhe ausgeschöpft), kommt es rein rechnerisch mit der jetzt erlaubten 

maximalen Verkaufsfläche von 1.690 qm nicht einmal zu einem „Mehr“ an Fläche für den 

Handel mit Nahrungs- und Genussmitteln. 
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Eben diese Sortimente werden am Altstandort nun ausgeschlossen. Auf der dortigen Flä-

che kann künftig nur noch Einzelhandel mit den Sortimenten der spezifisch für Lahnstein 

festgelegten „Lahnsteiner Liste“ betrieben werden. 

Diese Sortimente auf der nun ebenfalls auf 1.690 qm beschränkten Verkaufsfläche sind 

das effektive „Plus“ an Einzelhandel, das durch die Bebauungsplan-Änderung im Bereich 

der Koblenzer Straße geschaffen wird. 

Hieraus resultierend können die geäußerten Bedenken, dass Nachteile in den anderen 

Versorgungsbereichen der Stadt zu erwarten sind, nicht geteilt werden. Insoweit kann 

deswegen auch nicht erwartet werden, dass aufgrund eines vorausgesetzten „Konkur-

renzschutzes“ Abstand von der Planung genommen wird. 

Unbestritten ist, dass das effektive „Plus“ an Einzelhandelsfläche (Alt-Discounter im Ver-

hältnis zu vergrößertem Neu-Discounter zzgl. Nachnutzung) in der Koblenzer Straße das 

Verkehrsaufkommen erhöhen wird. Hierzu wurde im Vergleich zwischen jetzigem Stand 

und künftigem Endzustand das zusätzliche Verkehrsaufkommen ermittelt. Hieraus resultie-

ren keine Bedenken. 

 

Im Rahmen der öffentlichen Auslegung wurden weitere Stellungnahmen zu dieser Thema-

tik und damit auch zum grundsätzlichen Planungsanlass, das bestehende Gewerbegebiet 

als Sondergebiet auszuweisen, vorgebracht. Dabei wurden auch das Verträglichkeitsgut-

achten und das Raumordnerische Prüfungsergebnis in ihrer Richtigkeit angezweifelt. Auf 

letzteres, als vereinfachte raumordnerische Prüfung im Ergebnis von der Struktur- und Ge-

nehmigungsdirektion Nord vorgelegte Unterlagen, kann im Rahmen der Abwägung kein 

Einfluss genommen werden. Die Kritik am Verträglichkeitsgutachten, das Bestandteil der 

Bauleitplanung ist, bedarf daher einer separaten Kommentierung. Dieser Thematik widmet 

sich Abschnitt 4.4.5 auf Seite 92. 

 

Bei dem Bebauungsplan Nr. 17Ä3/39 - Koblenzer Straße - handelt es sich nicht um eine 

Planung, die erstmalig Baurecht schafft, sondern um die Änderung bzw. Erweiterung der 

rechtskräftigen Bebauungspläne Nr. 17Ä2/39 (Koblenzer Straße / Industriestraße) und Nr. 17 

(Chr.-Seb.-Schmidt-Straße / Im Machert / Koblenzer Straße / Im Mittelgesetz). 

In dieser Konsequenz gilt es in erster Linie, ein einheitliches Baurecht für das (neue) Plan-

werk und damit für den gesamten Bereich westlich und östlich der Koblenzer Straße zu 

schaffen. 

Im Rahmen der Ausübung der gemeindlichen Planungshoheit für das gesamte Stadtge-

biet muss dies auf der Grundlage des geltenden Planungsrechtes gewährleistet sein und 

bleiben. Es sind keinerlei städtebaulichen Erwägungen ersichtlich, die eine unterschiedli-

che bauplanungsrechtliche Handhabung auf den beiden Straßenseiten und schon gar 

nicht auf Flächen innerhalb der gleichen Seite begründen könnten. 

Vielmehr ist nach aktueller Rechtsprechung eine Gemeinde sogar gehalten, die Planun-

gen in ihrem Hoheitsgebiet aufeinander abzustimmen; in einem konkreten Fall wurde ein 

Bebauungsplan in der Normenkontrolle aufgehoben, weil seine Festsetzungen nicht konse-

quent mit anderen Bebauungsplänen der gleichen Gemeinde getroffen wurden. 

Auch mit dem berechtigten Blick auf die Risiken des sogenannten „Planungsschadenrech-

tes“ der §§ 39 bis 44 BauGB wird ein verstärkter Wert auf untereinander abgestimmte Re-

gelungen gelegt, in deren Konsequenz es keine nachvollziehbare Begründung für unter-
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schiedlich ausgeformte Flächengrößen und Sortimentsauswahl innerhalb eines Versor-

gungsbereiches gibt. 

Diese Maxime ist dennoch im Änderungsverfahren angetastet worden: so ist in Folge der 

Neuschaffung von Baurecht durch den Vorgang einer „Verlagerung“ in der vereinfachten 

raumordnerischen Prüfung („vrP“) bestimmt worden, dass am sogenannten Altstandort nur 

noch Einzelhandel gemäß den Empfehlungen des Einzelhandelskonzeptes Lahnstein zuläs-

sig ist und der Einzelhandel mit Nahrungs- und Genussmittel ausgeschlossen wird. 

Letzteres ist ein durchaus nachvollziehbarer Schritt, da die „Verlagerung“ des Marktes an-

sonsten einer Addition der Verkaufsflächen und auch des gleichen Sortimentes gleichge-

kommen wäre. Insoweit ist der vorgenommene Schritt, den Ausschluss von Nahrungs- und 

Genussmittel am Altstandort vorzunehmen, konsequent und richtig. 

In diesem Zusammenhang spielt es auch keine Rolle, dass die städtebauliche Verträglich-

keit anderer Sortimente im Verträglichkeitsgutachten 2015 nicht untersucht wurde. Diese 

Sortimente waren und bleiben Bestandteil der rechtsverbindlichen Bauleitplanung. 

Der „Ansiedlungsleitsatz I“ im EHK 2012 sah am Ergänzungsstandort Koblenzer Straße in-

nenstadtrelevanten Einzelhandel als Hauptsortiment - hier nur die Sortimente Unterhal-

tungselektronik, Schuhe/ Lederwaren, Sportartikel - als zulässig an. Für entsprechende Vor-

haben wurde dennoch der Nachweis der städtebaulichen Verträglichkeit für die Zent-

ralen Versorgungsbereiche gefordert. 

Im Einzelhandelskonzept wurden mehrfach die Restriktionen (Verkehr, vor allem aber feh-

lende Potenzialflächen) in den Zentralen Versorgungsbereichen Nord und Süd angeführt 

(Kapitel 4.5, Kapitel 5.2, Kapitel 6.1), welche dort eine Ansiedlung von weiteren großflächi-

gen Einzelhandelsbetrieben mit innenstadtrelevanten Hauptsortiment nicht zulassen. 

Zugleich wurden für mehrere innenstadtrelevante Sortimentsbereiche im absatzwirt-

schaftlichen Entwicklungsrahmen Potenziale ermittelt, welche eben nicht in den Zentralen 

Versorgungsbereichen verortet werden können, diese jedoch die landes- bzw. regional-

planerisch zugewiesene Versorgungsfunktion Lahnsteins (Mittelzentrum) in diesen Sorti-

mentsgruppen durch neue Angebote und Verkaufsflächen erweitern und verbessern 

könnten. 

Demnach wird im Einzelhandelskonzept die atypische Fallgestaltung dargelegt, dass die 

Stadt Lahnstein in einzelnen innenstadtrelevanten Sortimenten Entwicklungspotenziale 

aufweist, durch deren Realisierung sie in die Lage versetzt würde, ihre seitens der Landes-

planung zugedachte mittelzentrale Versorgungsfunktion zu erfüllen. Diese Potenziale ein-

zelner innenstadtrelevanter Sortimente können jedoch nicht in den Zentralen Versor-

gungsbereichen - aufgrund der angeführten Restriktionen - angesiedelt werden. 

Die Empfehlung des Einzelhandelskonzeptes, innenstadtrelevanten Einzelhandel auch am 

Ergänzungsstandort Koblenzer Straße - welcher „eigentlich“ im Sinne des Z 59 LEP IV nur 

der Ansiedlung von großflächigem nicht innenstadtrelevantem Einzelhandel dienen soll - 

anzusiedeln (nur die innenstadtrelevante Sortimente Unterhaltungselektronik (sinngemäß 

das Angebot eines „Media Marktes“, für den die Fortschreibung des EHK 2011 seinerzeit ini-

tiiert wurde), Schuhe/Lederwaren, Sportartikel) würde demnach bei einem potenziellen 

Ansiedlungsvorhaben eines Zielabweichungsverfahrens bedürfen. Es würde sich dabei im 

Wesentlichen um die (verbleibenden) innenstadtrelevanten Sortimente aus der Lahnstein 

Liste handeln, wie Augenoptik; Bekleidung; Bücher; Fahrräder und Zubehör; Glas, Porzellan 

und Keramik; Haus-, Bett- und Tischwäsche; Hausrat; Heimtextilien und Gardinen; Kurzwa-

ren, Schneidereibedarf, Handarbeiten sowie Meterware für Bekleidung und Wäsche; Mu-
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sikinstrumente und Musikalien; Papier, Büroartikel, Schreibwaren sowie Künstler- und Bas-

telbedarf; Spielwaren; Sport- und Campingartikel; Uhren und Schmuck; Waffen, Jagdbe-

darf und Angeln; Wohneinrichtungsbedarf Bilder, Poster, Bilderrahmen, Kunstgegenstände. 

Viele dieser Sortimente werden heute überhaupt nicht (mehr) in den Innenstadtbereichen 

von Nieder- und Oberlahnstein angeboten; andere finden sich auch innerhalb der gängi-

gen Baumarkt-Sortimente wieder oder sind als Randsortimente bei den bekannten Disco-

untern zu finden. Es wird nicht die geringste städtebaulich begründete Veranlassung ge-

sehen, aus diesem Rest-Sortiment eine rechtlich fundierte Festsetzung zum Verbot vorzu-

nehmen. 

Einen solchen Ausschluss von Sortimenten am Altstandort nimmt der geänderte Bebau-

ungsplan daher nicht vor. Eine solche einschneidende rechtliche Beschränkung der 

Grundstücksnutzung auf der Grundlage von Empfehlungen eines Einzelhandelskonzeptes 

ist nicht gewollt. 

 

Hierzu folgender Exkurs: 

Die räumlich-funktionale Steuerung der Einzelhandelsstruktur obliegt der Hoheit der Kom-

mune: durch das Bau- und Planungsrecht ist sie mit Befugnissen ausgestattet, die Stand-

ortwahl von Handelsbetrieben im Sinne gesamtstädtisch gewinnbringender Grundsätze zu 

steuern, ohne jedoch Konkurrenzschutz oder Marktprotektionismus zu betreiben. 

Durch die kommunale Genehmigungspraxis und Bauleitplanung kann die öffentliche 

Hand aktiv Einfluss darauf nehmen, den für die Bürger und Besucher interessanten Nut-

zungsmix der Innenstadt sowie an Nahversorgungs- und Ergänzungsstandorten dauerhaft 

zu stabilisieren und auszubauen. 

Jede Steuerung von Bauvorhaben mittels der Bauleitplanung bedarf einer aus dem Bau-

planungsrecht abgeleiteten, sorgfältig erarbeiteten Begründung. Da die Steuerung im Ein-

zelfall auch eine Untersagung oder eine Einschränkung von Vorhaben bedeuten kann, 

werden an die Begründung dieses hoheitlichen Handelns bestimmte rechtsstaatliche An-

forderungen gestellt. 

Im Zentrum der kommunalen Steuerungsbemühungen müssen stets raumordnerische oder 

städtebauliche - also bodenrechtliche - Aspekte stehen, zu denen insbesondere der 

Schutz Zentraler Versorgungsbereiche gehört. 

Der Bundesgesetzgeber hat mit der Novelle des Baugesetzbuches zu Beginn des Jahres 

2007 den Stellenwert kommunaler Einzelhandelskonzepte im Rahmen der Bauleitplanung 

weiter gestärkt. Sie stellen seitdem eine wesentliche Abwägungsgrundlage dar. Sie sind 

aber nicht als zwingende Vorgaben für die Bauleitplanung zu sehen! 

 

Bekanntlich unterliegt der Einzelhandel seit Jahren einer deutlichen Dynamik. Ursachen 

dieser Dynamik bei Einzelhandelsansiedlungen, -verlagerungen und Betriebsaufgaben 

sind einerseits lokale Strukturmerkmale der Angebots- wie auch der Nachfrageseite, ande-

rerseits der bundesweit wirksame Strukturwandel im Einzelhandel mit den unvermindert zu 

beobachtenden Konzentrationsprozessen auf Unternehmerseite, der Entwicklung neuer 

Betriebstypen und vor allem den stetig veränderten Standortanforderungen. 

Den betriebswirtschaftlich bedingten Entwicklungen stehen landesplanerische und städte-

bauliche Zielvorstellungen auf Basis gesetzlicher Grundlagen, verschiedener räumlicher 

Ebenen und politischer Beschlüsse gegenüber, die mit den Vorstellungen der Einzelhan-

delsanbieter sowie der Investoren in Einklang zu bringen sind. 
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Die Anzahl der Einzelhandelsbetriebe ist in Deutschland bereits seit Jahrzehnten rückläufig. 

Neben dem absoluten Rückgang der Betriebszahlen ist auch eine Verschiebung innerhalb 

der verschiedenen Betriebsformen des Einzelhandels zu erkennen. Hierbei kann man von 

einem Trend zur Großflächigkeit und einer zunehmenden Discountorientierung sprechen. 

Im Rahmen der Standortpräferenzen der Einzelhandelsunternehmen geht dies mit einer 

Orientierung auf autokundenorientierte, meist nicht integrierte Standorte einher. 

 

Es war unter Berücksichtigung aller dieser Belange beabsichtigt, die Weiterentwicklung der 

gesamtstädtischen Einzelhandelsstruktur auf eine tragfähige wie auch städtebaulich-

funktional ausgewogene sowie schließlich rechtssichere Gesamtkonzeption zu gründen. 

Hierdurch soll zum einen die Leitfunktion des Einzelhandels gestärkt werden und dadurch 

die Vitalität der Ortskerne von Ober- und Niederlahnstein stabilisiert und ausgebaut wer-

den. Zum anderen soll durch die Gesamtkonzeption eine funktionierende wohnortnahe 

Grundversorgung gesichert und gegebenenfalls verbessert werden. 

Um eine solch ausgewogene Einzelhandelsstruktur zu sichern und dauerhaft zu stärken, 

stellt das vorliegende Einzelhandelskonzept Empfehlungen und Umsetzungsinstrumente 

primär für die örtliche Bauleitplanung zur Verfügung. Zudem enthält dieses Einzelhandels-

konzept Leistungsbausteine, die für weitere Adressaten von Interesse sein können: die Wirt-

schaftsförderung, die örtlichen Händlergemeinschaften und das Stadtmarketing, die Ein-

zelhändler und Handelsunternehmen, Kunden bzw. Kundenvertreter, Immobilieneigen-

tümer und Ansiedlungsinteressierte. 

Die Fortschreibung des kommunalen Einzelhandelskonzepts bildet - wie auch das bereits 

vorher beschlossene Einzelhandelskonzept 2011 - als politisch gestützter Fachbeitrag eine 

grundlegende und strategische Arbeitsbasis für die Bauleitplanung und den Stadtent-

wicklungsprozess in der Stadt Lahnstein. 

Das erste Einzelhandelskonzept der Stadt Lahnstein stammt aus den Jahren 2010/11; es 

wurde 2012 fortgeschrieben, um eine neue Entwicklung in der Koblenzer Straße zu unter-

suchen. Zwei weitere Verträglichkeitsgutachten in Abstimmung bzw. Modifizierung der 

Empfehlungen des Einzelhandelskonzeptes wurden 2012 und 2015 für das NVZ Hermsdorfer 

Straße und den Zentralen Versorgungsbereich Koblenzer Straße verfasst. 

Im Einzelnen wurde im Einzelhandelskonzept zunächst der aktuelle Zustand der örtlichen 

Einzelhandelsstruktur für alle relevanten Standorte und für alle angebotenen Warengrup-

pen beschrieben und bewertet. Die Analyse legt Standortstärken, aber auch gewisse 

Handlungsbedarfe zur Einzelhandelsstruktur offen. 

Die Einzelhandelskonzeptionen und ihre Ableger gründen auf eine Wettbewerbsanalyse 

zum Zeitpunkt der Erstellung, was beim bekannten Wandel der Einzelhandelsstruktur nur als 

Momentaufnahme verstanden werden kann. 

Gerade mit Blick auf die bekannte Situation in Lahnstein kann konstatiert werden, dass sich 

(bedauerlicherweise) das Einzelhandelsangebot in den letzten Jahren erneut verringert 

hat. 

So waren zum Zeitpunkt der Erhebung für das erste Einzelhandelskonzept im Jahr 2010 

noch 18 Einzelhandelsbetriebe in Niederlahnstein zu finden. Eine spätere Erhebung im 

Rahmen einer schulischen Facharbeit aus dem Jahr 2015 brachte nur noch 14 Läden zu 

Tage. Im Ortskern von Oberlahnstein wurden im Jahr 2010 immerhin 55 Einzelhandelsläden 

gezählt, was als „vergleichsweise groß“ bezeichnet wurde, da „nahezu alle Waren-

gruppen“ zu finden waren. Fünf Jahre später waren nur noch 37 Läden vorhanden - und 
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ebenso viele Leerstände. In dieser Zeit wurden unter anderem zwei Drogeriemärkte ge-

schlossen (was nicht Lahnstein spezifisch zu begründen ist)1, die beim Einzelhandelskonzept 

noch mit bewertet wurden. 

Die auf der Grundlage einer Zählung und Bewertung im Jahr 2010 erfolgten Empfehlungen 

des Einzelhandelskonzeptes 2012 können gerade bei dem bekannten Wandel der Einzel-

handelsstruktur nicht maßgeblichen Einfluss auf die Festsetzungen eines zu beschließen-

den, dann mit allen Konsequenzen rechtlich durchsetzbaren Bebauungsplanes nehmen. 

Die Empfehlungen, die das Verträglichkeitsgutachten 2015 ausspricht, sind zwar als solche 

Bestandteil der Begründung; sie wurden zur Kenntnis genommen und in die Abwägung 

eingestellt, nicht aber vom Stadtrat beraten und beschlossen. Ein Beschluss des Stadtrates 

als Satzung erfolgt erst über diesen Bebauungsplan. 

Es ist vielmehr das Ergebnis der vereinfachten Raumordnischen Prüfung, das sich in den 

getroffenen Bebauungsplan-Festsetzungen wiederfinden. Dort heißt es wörtlich: „Die Ver-

kaufsflächen des neuen Lidl-Standortes sind basierend auf dem Verträglichkeitsgutachten 

im Bebauungsplan entsprechend festzusetzen.“ 

Diese „entsprechende“ Festsetzung wurde im Bebauungsplan vorgenommen und ebenso 

entsprechend erläutert. Demnach erfolgte die Ermittlung der neu festzusetzenden maxi-

malen Verkaufsfläche in notwendiger Übertragung aus dem rechtskräftigen Bebauungs-

plan für dieses Grundstück: hier ist eine maximale Geschossflächen von 2.000 qm für Ein-

zelhändler bzw. 2.500 qm für Einkaufszentren festgesetzt.2 Im Allgemeinen geht die Recht-

sprechung von einem Verhältnis von 3:4 zwischen Verkaufsfläche und Geschossfläche 

aus, demzufolge rechnen sich die beiden Werte in Verkaufsflächengrößen von 1.500 bzw. 

1.875 qm um. Da der Begriff des Einkaufszentrums in der Planänderung nicht mehr einge-

setzt wird, die bisherige Maximalgröße aber nicht unberücksichtigt bleiben soll, bietet sich 

der arithmetische Mittelwert an, der bei 1.687,5 qm, aufgerundet 1.690 qm, liegt. 

Der schon vormals festgesetzte Mindestwert einer Geschossfläche von 500 qm sollte ga-

rantieren, dass eine großflächige Nutzung im Stil der modernen Discounter entsteht bzw. 

erhalten bleibt - und sich damit auch die Zahl der Betriebe in absehbaren Grenzen hält. 

Eine kleinteilige Entwicklung käme einer innenstädtischen Nutzung zu nahe und soll damit 

ausgeschlossen werden. Auch dieser Wert wurde im genannten Verhältnis auf Verkaufs-

fläche umrechnet und findet sich mit einem VK = 375 qm im neuen Bebauungsplan wie-

der. 

 

Die raumordnerische Prüfung hat das festzuschreibende Sortiment wörtlich als 

„Lidl Standort“ beschrieben. Diese Bezeichnung muss als Synonym für die Sortimentsfest-

setzung genutzt werden. „Lidl“ verkauft bekanntlich nicht nur die Sortimente der „Nah-

rungs- und Genussmittel“ (wie sie im Folgesatz der raumordnerische Prüfung als Auflage 

                                            
1  Am 23. Januar 2012 stellten Anton Schlecker, der Alleininhaber der Anton Schlecker e.K., sowie die Tochtergesellschaften 

Schlecker XL GmbH und Schlecker Home Shopping GmbH beim Amtsgericht Ulm Antrag auf Eröffnung eines Insolvenz-

verfahrens, das am 28. März 2012 eröffnet wurde. Der Gläubigerausschuss beschloss am 1. Juni 2012 die Zerschlagung 

der insolventen Kette. Am 27. Juni 2012 schlossen mit Ausnahme der großen XL-Märkte und der Filialen der IhrPlatz GmbH 

& Co. KG sämtliche Schlecker-Filialen. Am 28. Juni 2012 verkündete der Insolvenzverwalter das Aus für die Schlecker XL 

GmbH. Die Tochtergesellschaft IhrPlatz wurde nach dem Verkauf der einzelnen Filialen ebenfalls aufgelöst. Der Ausver-

kauf in den 367 IhrPlatz-Filialen startete am 26. Juli 2012. (Quelle: Wikipedia, Zugriff am 6. März 2018) 
2 Festsetzungen in Sondergebieten über großflächigen Einzelhandel erfolgen heute nach aktueller Rechtsprechung nicht 

mehr über Geschossflächen bzw. -zahlen, sondern über die Verkaufsfläche. 
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am Altstandort auszuschließen sind; „Lidl“ hat bekanntlich auch andere Sortimente im An-

gebot, wie es allgemein zugänglich3 formuliert wird: 

 
Lebensmittel bilden das Kernsortiment des Discounters. Mit über 1600 Food-Artikeln im Festsortiment und hunderten weite-
ren Aktionsartikeln ist Lidl in diesem Bereich untypisch breit aufgestellt; Konkurrent Aldi führt nur 700 Lebensmittel-Artikel. 

Lidl bietet neben Marken- und vereinzelt No-Name-Artikeln (Obst, Frischfleisch) auch, wie bei Discountern üblich, Produkte 
unter Eigenmarken an. (…) Als erster Discounter führt Lidl seit 1. Juni 2006 mit der Eigenmarke Fairglobe auch Fair-Trade-
Produkte im Sortiment, vor allem Kaffee, Tee, Schokolade und Zucker aus Entwicklungsländern. (…) 

Lidl bietet bundesweit in den etwa 3.300 Filialen ein Sortiment an frischen Backwaren mit mehr als 30 verschiedenen Pro-
dukten an. (…) Seit einiger Zeit führt Lidl zudem ein umfangreiches Wein-Sortiment – sowohl in den Filialen als auch im On-
line-Shop. Im Angebot sind Weine aus Deutschland und Europa sowie aus Übersee, ähnlich breit ist die Preisspanne. 

Neben Lebensmitteln und anderen Produkten des täglichen Bedarfs bietet Lidl wöchentlich wechselnde Aktionsartikel aus 
verschiedenen Non-Food-Bereichen, darunter etwa Textilien, Haushalts- und Elektronikwaren oder Freizeitartikel. Größere 
Bekanntheit erzielten die seit mehreren Jahren in wechselnden Zyklen unter dem Logo Lidl-PC angebotenen Computer. 

 

Insbesondere die im letzten Absatz beschriebenen, bekannten Sortimente Textilien, Haus-

halts- und Elektronikwaren oder Freizeitartikel - die nicht nur dort, sondern auch bei allen 

anderen früher so bezeichneten „Lebensmittel-Discountern“ als auch den „Vollsortimen-

tern“ wie „Rewe“ und „Edeka“, verkauft werden - machen es erforderlich, im Bebauungs-

plan eine differenzierte Festsetzung zu treffen. 

So wurden zunächst die grundsätzlich innenstadt- und nahversorgungsrelevanten Sorti-

mente zugelassen, denn nur so können auch Drogerie, Kosmetik- und Parfümerie-Artikel, 

freiverkäufliche pharmazeutische Artikel sowie Zeitungen und Zeitschriften angeboten 

werden. 

Als zweiter Schritt wurde eine Verkaufsfläche von maximal 20 % für innenstadtrelevante 

Sortimente mit dem Begriff des Randsortimentes erlaubt; dieser Begriff verdeutlicht, dass es 

sich bei diesen Sortimenten nicht um die Hauptnutzung handeln darf. Der prozentuale An-

teil wurde anhand der tatsächlich so vorzufindenden Sortimenten ermittelt und gerundet 

als handhabbare Flächengröße formuliert, um dessen Einhaltung nötigenfalls bei bauauf-

sichtlichen Kontrolle abzuschätzen zu können, ohne die Regal- und zugehörenden Ver-

kehrsflächen dieser Sortimente explizit vor Ort messen zu müssen. 

Im dritten Schritt musste eine Vorgabe für die nicht innenstadtrelevanten Sortimente ge-

troffen werden: für deren gesamten oder auch nur teilweisen Ausschluss, die im Einzelhan-

delskonzept als „nicht kritisch“ gesehen werden, gibt es keine städtebaulichen Gründe; 

demzufolge konnte eine uneingeschränkte Zulässigkeit attestiert werden. 

Die damit getroffene Festsetzungen gehen also weitaus differenzierter mit der Sorti-

mentsauswahl um, als es Verträglichkeitsgutachten und das Ergebnis der raumordneri-

schen Prüfung vorgeben und tragen den vorgebrachten Belangen, die sich gerade ge-

gen die vermeintlich von dieser abweichenden Festsetzung opponieren, in besonderem 

Maße Rechnung. 

Gleiches gilt für die Formulierung der Sortimentsfestzungen am Altstandort. Auch hier wird 

der allgemein bekannte Umstand berücksichtigt, dass auch Non-Food-Märkte (bei-

spielsweise Baumärkte) zu einem gewissen kleinen Teil Nahrungs- und Genussmittel ver-

kaufen, beispielsweise im Kassenbereich; Lebensmittel werden heutzutage auch in Droge-

riemärkten angeboten. Auch dieser Praxis soll durch die Erlaubnis, einen Flächenanteil von 

maximal zehn Prozent hierfür vorhalten zu dürfen, vorgebeugt werden. Ein bauaufsichtli-

                                            
3  Quelle: Wikipedia, Zugriff am 22. Februar 2018. 
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ches Einschreiten, beispielswiese gegen den Verkauf von Schokoriegeln an der Kasse, soll 

keinesfalls provoziert werden. 

Abwägungsvorschlag 4.4.1 (II): 

Die Inhalte der vorgebrachten Stellungnahme werden nicht geteilt und führen 

zu keiner Änderung der Planung. 

4.4.2 Thematik der Altlasten und des Bodenschutzes 

Der Stadtrat hat sich auf der Grundlage der nachfolgenden Ausführungen mit der Thema-

tik befasst und in der Sitzung am 26. Oktober 2017 im Rahmen der Abwägung entschie-

den, dass die Inhalte der vorgebrachten Stellungnahmen geteilt, aber zwischenzeitlich 

durch entsprechende Untersuchungen widerlegt werden konnten und daher eine Ände-

rung der Planung nicht vorgenommen wird. 

Für den relevanten Teilbereich des ehemaligen Firmengeländes wurde 2016 eine histori-

sche Recherche durchgeführt. Im Rahmen dieser Untersuchung wurden keine konkreten 

Hinweise auf Anlagen mit besonders hohem Kontaminationspotenzial gefunden. Sofern 

vorhanden, lagen entsprechende Anlagen an einem Standort außerhalb des Untersu-

chungsbereiches oder an anderen Produktionsstandorten der dort ansässigen Firma. Zwi-

schenzeitlich durchgeführte Bodenuntersuchungen haben diese Aussage bestätigt. Die 

historische Recherche sowie die Bodenuntersuchung sind als Anlage der Begründung bei-

gefügt. 

Im Rahmen der öffentlichen Auslegung wurden weitere Stellungnahmen vorgebracht, die 

Hinweise auf altlastverdächtige Flächen geben, die bereits als solche eingestuft wurden 

und darum gebeten, den Fachbehörden neue Erkenntnisse, Nutzungsänderungen und 

vorhandene Gutachten vorzulegen bzw. mitzuteilen. Die SGD Nord kündigt außerdem die 

Bekanntgabe entsprechender Nebenbestimmungen für die Baumaßnahme im Rahmen 

des Baugenehmigungsverfahrens an. 

Abwägungsvorschlag 4.4.2 (II): 

Die Inhalte der vorgebrachten Stellungnahmen werden zur Kenntnis 

genommen. Sie führen zu keiner Änderung der Planung. 

4.4.3 Thematik des Immissionsschutzes 

Der Stadtrat hat sich auf der Grundlage dieser Ausführungen mit der Thematik befasst und 

in der Sitzung am 26. Oktober 2017 im Rahmen der Abwägung entschieden, dass die In-

halte der vorgebrachten Stellungnahmen geteilt, aber zwischenzeitlich durch entspre-

chende Untersuchungen widerlegt werden konnten und daher eine Änderung der Pla-

nung nicht vorgenommen wird. 

Eine Immissionsproblematik zwischen den Nutzungen eines Gewerbegebietes und dem 

bestehenden östlich angrenzenden Mischgebiet des Bebauungsplanes „Ernst Dänzer-

Straße“ (vormals Bebauungsplan Nr. 7/9 - Industrieanbindung Stadtteil Niederlahnstein an 

die B 42, nach dessen Änderung bzw. Teilaufhebung im Jahr 2007 unter dem neuen Na-

men weitergeführt) war bereits im ursprünglichen Bebauungsplan Nr. 17 thematisiert wor-

den und durch entsprechende Festsetzungen abgesichert gewesen. 
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Die nun festzusetzende Nutzung eines Sondergebietes erfährt ihren Nachweis durch eine 

aktuelle, auf die neue Planungslage bezogene Schalltechnische Untersuchung, die Be-

standteil der Begründung zum Bebauungsplan ist. 

Im Ergebnis ist festzuhalten, dass schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des Bun-

desimmissionsschutzgesetzes nicht zu erwarten sind. 

 

Im Rahmen der öffentlichen Auslegung wurden weitere Stellungnahmen vorgebracht, die 

eine Prognose von Lärmimmissionen am Altstandort als auch durch aufkommenden Ver-

kehrslärm vermissen, ebenso die Gebietseinstufung für fehlerhaft halten. 

Tatsächlich ist für die an den Altstandort angrenzenden Bahn- und Gewerbeflächen keine 

gesonderte Betrachtung erforderlich. Die Zulässigkeit möglicher Nutzungen wird durch die 

neu gefassten Festsetzungen gegenüber dem rechtskräftigen Bebauungsplan einge-

schränkt, was den Umfang der Verkaufsfläche und die Sortimentsauswahl betrifft. 

Für den Neustandort wurde nachgewiesen, dass die zu erwartenden Beurteilungspegel 

die Immissionsrichtwerte nach TA Lärm um mehr als sechs dB(A) unterschreiten und damit 

der durch den Neustandort zu erwartende Immissionsbeitrag nicht relevant zu einer Ge-

samtbelastung aus vorhandenen Gewerbebetrieben im schutzbedürftigen Umfeld bei-

trägt. 

Nach der für eine Beurteilung heranzuziehenden TA Lärm sollen Geräusche auf öffentli-

chen Straßen soweit wie möglich vermieden werden, soweit sie 

 den Beurteilungspegel der Verkehrsgeräusche für den Tag oder die Nacht rechne-

risch um mindestens drei dB(A) erhöhen, 

 keine Vermischung mit dem öffentlichen Verkehr erfolgt ist und 

 die Immissionsgrenzwerte der Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV) erst-

mals oder weitergehend überschritten werden. 

Diese drei angeführten Bedingungen müssen kumulativ erfüllt sein. Da hier sowohl bereits 

eine Vermischung mit dem übrigen Verkehr erfolgt ist und auch eine Erhöhung um 3 dB(A) 

durch den Fahrzeugverkehr, der durch die Anlage generiert wird, auszuschließen ist, er-

folgt hier keine Berücksichtigung. Dies wurde in der Schalltechnischen Untersuchung auch 

dargestellt. 

Die Gebietseinstufung der angrenzenden Nutzungen entlang der Christian-Sebastian-

Schmidt-Straße beruht auf den Festsetzungen der hier bestehenden rechtskräftigen Be-

bauungspläne. Hiernach ist östlich der Christian-Sebastian-Schmidt-Straße von einem 

Mischgebiet auszugehen, das westlich davon liegende Gebäude befindet sich im Gewer-

begebiet. Die Einstufung der Schutzwürdigkeit geht auch explizit aus der Schalltechni-

schen Untersuchung hervor. 

Abwägungsvorschlag 4.4.3 (II): 

Die Inhalte der vorgebrachten Stellungnahme werden nicht geteilt und führen 

zu keiner Änderung der Planung. 

4.4.4 Thematik der Archäologie, Geologie und des Bergbaus 

Der Stadtrat hat sich auf der Grundlage der nachfolgenden Ausführungen mit der Thema-

tik befasst und in der Sitzung am 26. Oktober 2017 die Inhalte der vorgebrachten Stel-

lungnahme zur Kenntnis genommen und im Rahmen der Abwägung entschieden, dass sie 
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hinsichtlich der „Hohenrheiner Hütte“ nicht geteilt werden; die genannten Verpflichtungen 

des Bauherrn werden in den Bebauungsplan aufgenommen. 

Die Hinweise zu ehemaligem Bergbau auf Erze in der Gemarkung Niederlahnstein werden 

zur Kenntnis genommen, aufgrund der gegebenen Entfernung zur „Hohenrheiner Hütte“ 

aber nicht als bedenkenswert geteilt. 

 

Der Direktion Landesarchäologie liegen zwar keine konkreten Hinweise auf archäologi-

sche Fundstellen vor; anderseits wird in der Stellungnahme ausgeführt, es sei eine „frühge-

schichtliche Fundstelle“ in der Umgebung des Planungsbereiches bekannt. Daher wird der 

Planungsbereich aus geographischen und topographischen Gesichtspunkten als „ar-

chäologische Verdachtsfläche“ eingestuft. Dementsprechend könnten hier bei Boden-

eingriffen bisher unbekannte archäologische Denkmäler zu Tage treten, die vor ihrer Zer-

störung durch die Baumaßnahmen fachgerecht untersucht werden müssen (§ 19 Abs. 1 

Denkmalschutzgesetz Rheinland-Pfalz). Der Bauherr ist in diesem Bereich verpflichtet, den 

Beginn von Erdarbeiten mit der Direktion Landesarchäologie rechtzeitig (zwei Wochen vor-

her) abzustimmen (§ 21 Abs. 2 Denkmalschutzgesetz Rheinland-Pfalz). 

Aufgrund der konkreten Einstufung als „archäologischen Verdachtsfläche“ verbleibt es 

hier nicht bei dem üblichen Hinweis im Bebauungsplan; vielmehr wird von der Möglichkeit 

der Einbringung nach § 9 Abs 6 BauGB Gebrauch gemacht und diese unmittelbar in die 

Bebauungsplan-Festsetzungen aufgenommen. 

4.4.5 Thematik der Kritik am Verträglichkeitsgutachten 

Stadt+Handel hat die Fortschreibung des Einzelhandelskonzepts für die Stadt Lahnstein er-

arbeitet, das am 17. Dezember 2012 durch den Stadtrat beschlossen wurde (nachfolgend 

abgekürzt als EHK 2012). Der Fortschreibung war das Einzelhandelskonzept für die Stadt 

Lahnstein - Beschluss durch den Stadtrat am 19. Dezember 2011 - vorausgegangen (nach-

folgend abgekürzt als EHK 2011). 

Des Weitern wurde durch Stadt+Handel für die Verlagerung und Erweiterung des Lebens-

mitteldiscounters Lidl auf die gegenüberliegende Straßenseite das Städtebauliche und 

raumordnerische Verträglichkeitsgutachten für die Verlagerung und Erweiterung eines Le-

bensmitteldiscounters in Lahnstein (10. November 2015, nachfolgend abgekürzt als 

VGL 2015) vorgelegt. 

4.4.5.1 Würdigung der Eingabe 4.3.1.2.1 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde eine Stellungnahme eingereicht von 

Rosmarie Bührmann-Müller und Dr. Axel Müller, Sebastianussstraße 52 - mit Schreiben vom 

1. Februar 2018, eingegangen am 1. Februar 2018 (nachfolgend abgekürzt als RAM 2018). 

Die Stellungnahme RAM 2018 formuliert neben den Einwendungen zum Bauungsplan und 

dessen Festsetzungen auch Bedenken zum VGL 2015. 

Nachfolgend werden die entsprechenden Ausführungen von RAM 2018 unter Bezug auf 

die EHK 2012, EHK 2011 und VGL 2015 sachgerecht eingeordnet und bewertet. 
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ZITIERT AUS RAM 2018, SEITE 1 

  

Sachverhalt 

 Im VGL 2015 wurde die die Verlagerung und Erweiterung des Lebensmitteldiscoun-

ters Lidl - konkret die beiden nahversorgungsrelevanten Sortimente Nahrungs- und 

Genussmittel sowie Drogeriewaren - untersucht und bewertet. Die städtebauliche 

und/oder landesplanerische Verträglichkeit anderer Sortimente und Vorhaben 

wurde nicht untersucht. 

 Im VGL 2015 wird in der Einleitung (Seite 1) dargestellt, „… ist im Zuge einer langfris-

tigen Standortsicherung die Verlagerung und Erweiterung des Lebensmittel-

discounters Lidl auf die gegenüberliegende Straßenseite auf das Gelände der 

Drahtwerk C.S. Schmidt geplant.“ 

 EHK 2012 (Seite 78): Erhaltungs- und Entwicklungsziel für den ZVB KoStraße: „Siche-

rung der bestehenden Versorgungsfunktion“. 

Sacheinordnung 

 Im VGL 2015 wurden die beiden Sortimente Nahrungs- und Genussmittel 

(Hauptsortiment) sowie Drogeriewaren (Rand-/Nebensortiment) des Vorhabens 

untersucht und bewertet. 

 Das Vorhaben dient der langfristigen Standortsicherung eines bereits langjährig in 

den Lahnsteiner Nahversorgungsstrukturen etablierten Bestandsbetriebes im Sinne 

der Empfehlungen des EHK 2012 für den ZVB KoStraße. 

Fazit 

Das Vorhaben der Verlagerung und Erweiterung des Bestandsbetriebes Lidl dient der lang-

fristigen Standortsicherung des Betriebes und entspricht somit den Empfehlungen des 

EHK 2012 sowie den darin empfohlenen Erhaltungs- und Entwicklungszielen für den 

ZVB KoStraße. Aussagen zu anderen Sortimenten oder Vorhaben sind im VGL 2015 nicht 

enthalten. 

ZITIERT AUS RAM 2018, SEITE 2 
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Sachverhalt 

 Ausführliche Behandlung zum Thema Zentrale Versorgungsbereiche: Planungs-

rechtliche Einordnung im EHK 2012 (Kapitel 2.2), darin auch Darstellung von Festle-

gungskriterien für Zentrale Versorgungsbereiche (Aspekte des Einzelhandels und 

sonstige Aspekte). 

 In Kapitel 6.1.1 des EHK 2012 nochmals ausführliche und ergänzende Ausführun-

gen zur Festlegung Zentraler Versorgungsbereiche. Hierbei grundlegend: 

 Abgrenzung Zentraler Versorgungsbereiche geht über eine (vereinfachte) Be-

schreibung von reinen Bestandsstrukturen hinaus. 

 Hierarchisierung der Zentralen Versorgungsbereiche: Grundprinzip einer funkti-

onalen Aufgabenzuweisung bzw. einer ausgewogenen Aufgabenteilung un-

ter Berücksichtigung der im EHK 2012 (Kapitel 3, 4, 5) erarbeiteten und ausführ-

lich dargestellten Analyseergebnisse, des absatzwirtschaftlichen Entwicklungs-

rahmens und der übergeordneten Ziel-Prioritäten des „4-Säulen-Modells“ für 

Lahnstein. 

 Darstellung des funktionalen Zielsystems der Zentralen Versorgungsbereiche in 

Lahnstein im EHK 2012 (Seite 62, Tabelle 16). 

 Ausführliche Darstellung der Festlegungskriterien für Zentrale Versorgungsbereiche 

und Prüfung des Standortbereichs Koblenzer Straße in Kapitel 6.1.4 des EHK 2012 

mit entsprechenden Bewertungen über fünf Seiten (Seite 71-75). 

 Die einzelnen Bewertungsaspekte, welche die Grundlage für Empfehlung zur Aus-

weisung des Standortbereichs Koblenzer Straße als Zentralen Versorgungsbereich 

bilden, werden in Tabelle 20 des EHK 2012 ausführlich dargestellt und differenziert 

bewertet (Seite 72-74). 

 Neben den einzelnen Sachaspekten sind dabei sowohl die Übergeordneten Ent-

wicklungsziele für die Entwicklung der Einzelhandelsstandorte (EHK 2012 Kapitel 5.2, 

insbesondere Abbildung 26, Seite 59) als auch das Funktionale Zielsystem der Zent-

ralen Versorgungsbereiche (EHK 2012, Seite 62 ff.) von entscheidender Bedeutung: 

„Der Hierarchisierung der Zentren wird das Grundprinzip einer funktionalen Aufga-

benzuweisung bzw. einer ausgewogenen Aufgabenteilung zugrunde gelegt, so 

dass es dauerhaft nicht zu einer wechselseitigen Beeinträchtigung der Entwick-

lungsoptionen der Zentralen Versorgungsbereiche untereinander kommt“ 

(EHK 2012, Seite 61). 

 Den verschiedenen Zentralen Versorgungsbereichen in Lahnstein kommen ver-

schiedene Funktionen im Standortsystem des EHK 2012 zu. Damit die Zentralen 

Versorgungsbereiche ihren jeweils zugedachten Funktionen gerecht werden kön-

nen, sollen durch ausgewogene Aufgabenteilung wechselseitige Beeinträch-

tigung der Entwicklungsoptionen vermieden werden. 

 Der ZVB KoStraße soll gemäß der empfohlenen städtebaulich-funktionalen Ent-

wicklungsziele und Handlungsempfehlungen (EHK 2012, Seite 75 ff.) entwickelt 

werden. 

Sacheinordnung 

 Die Ausweisung des Standortbereichs Koblenzer Straße als Zentraler Versorgungs-

bereich erscheint unter Würdigung 
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 der einzelnen Bewertungsaspekte (EHK 2012, Seite 72 ff., Tabelle 20), 

 der übergeordneten Entwicklungsziele für die Entwicklung der Einzelhandels-

standorte (EHK 2012, Kapitel 5.2) und 

 dem funktionalen Zielsystem der Zentralen Versorgungsbereiche (EHK 2012, 

Seite 62 ff.) 

 sachgerecht und belastbar. 

 Grundsätzlich stehen die Entwicklungsempfehlungen für den ZVB KoStraße dem-

nach in direktem Zusammenhang mit der Hierarchisierung der Zentren und dem 

Grundprinzip einer funktionalen Aufgabenzuweisung bzw. einer ausgewogenen 

Aufgabenteilung zwischen den einzelnen Standorten bzw. Zentralen Versorgungs-

bereichen in Lahnstein. 

 Die Empfehlungen zur Weiterentwicklung des ZVB KoStraße berücksichtigen den 

Kontext der Funktion des Standorts im gesamtstädtischen Gefüge. 

Fazit 

Die Einwendung, dass die Einstufung der Koblenzer Straße als Zentraler Versorgungsbe-

reich aufgrund faktisch nicht vorhandener städtebaulicher Integration nicht zutreffend sei, 

ist unter Berücksichtigung der voranstehenden Ausführungen nicht sachgerecht. Die Aus-

weisung des Zentralen Versorgungsbereichs Koblenzer Straße im EHK 2012 ist nachvoll-

ziehbar belegt, sachgerecht und belastbar. 

ZITIERT AUS RAM 2018, SEITE 3 

  

Sachverhalt 

 Das VGL 2015 wurde als Endbericht am 10. November 2015 vorgelegt. 

 Die Bestandsstrukturen des Zentralen Versorgungsbereichs mit Zweckbestimmung 

Nahversorgung Hermsdorfer Straße werden im VGL 2015 bereits berücksichtigt 

(vgl. ebenda Ausführungen in Kapitel 4.2, Zwischenüberschrift „Berücksichtigung 

der Entwicklung im Nahversorgungszentrum Hermsdorfer Straße“). 

Sacheinordnung 

 Die Grundlagen zum Datenbestand des VGL 2015 sind durch Berücksichtigung der 

Bestandsstrukturen im Nahversorgungszentrum Hermsdorfer Straße weiterhin aktu-

ell. 

 Zudem sind keine weiteren wesentlichen Änderungen im Bereich strukturprägen-

der, untersuchungsrelevanter Betriebe im Untersuchungsraum bekannt. 
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Fazit 

Das VGL 2015 ist nicht überaltert und stellt bezüglich der Bestandsstrukturen weiterhin eine 

valide und belastbare Grundlage dar. 

ZITIERT AUS RAM 2018, SEITE 3 

  

  

  

Sachverhalt 

 Im VGL 2015 wurde die die Verlagerung und Erweiterung des Lebensmitteldiscoun-

ters Lidl - konkret die beiden nahversorgungsrelevanten Sortimente Nahrungs- und 

Genussmittel sowie Drogeriewaren – untersucht und bewertet. Die städtebauliche 

und/oder landesplanerische Verträglichkeit anderer Sortimente und Vorhaben 

wurde nicht untersucht. 

 Im VGL 2015 wird in Kapitel 6.1 die städtebauliche Verträglichkeit für das Vorha-

ben (Seite 42 ff.) belegt: „… resultieren durch das Vorhaben [Erweiterung und Ver-

lagerung Lidl] grundsätzlich keine negativen städtebaulichen Auswirkungen auf 

den Bestand und die Entwicklungsmöglichkeiten von Zentralen Versorgungsberei-

chen und Nahversorgungsstrukturen im Untersuchungsraum.“ 

Sacheinordnung 

 Durch das Vorhaben bzw. in den beiden untersuchten Sortimenten resultieren kei-

ne mehr als unwesentlichen städtebaulichen Auswirkungen auf den Bestand und 
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die Entwicklungsmöglichkeiten von Zentralen Versorgungsbereichen und Nahver-

sorgungsstrukturen im Untersuchungsraum. 

Fazit 

Durch das im VGL 2015 geprüfte und bewertete Vorhaben, das den Empfehlungen des 

EHK 2012 entspricht, resultieren keine mehr als unwesentlichen städtebaulichen Auswir-

kungen auf den Bestand und die Entwicklungsmöglichkeiten von Zentralen Versorgungs-

bereichen und Nahversorgungsstrukturen im Untersuchungsraum. 

ZITIERT AUS RAM 2018, SEITE 3 

  

Sachverhalt 

 Im VGL 2015 wurden im Sortimentsbereich Drogerie/Parfümerie/Kosmetik (bzw. 

abgekürzt als Drogeriewaren) die entsprechenden Angebotsstrukturen von Apo-

theken nicht berücksichtigt. 

Sacheinordnung 

 Das Sortiment Drogeriewaren stellt in Apotheken ein Randsortiment dar und ist 

dem Hauptsortiment (rezeptpflichtige sowie rezeptfreie Arzneimittel) sehr deutlich 

untergeordnet. 

 Das in Apotheken sehr deutlich untergeordnete Randsortiment Drogeriewaren 

weist in der Regel eine geringe Sortimentsbreite und -tiefe auf, die entsprechen-

den Angebote bewegen sich in der Regel auf einem gehoben/hochwertigen 

Qualitäts- und auch einem entsprechenden Preisniveau. Damit unterscheidet sich 

in diesem Sortimentsbereich das Angebot von Apotheken vom discountorientie-

ren Angebot des Vorhabens sehr deutlich. Es ist so gut wie keine Wettbewerbsre-

levanz zwischen dem Sortimentsangebot des Vorhabens zum entsprechenden 

Sortimentsangebot von Apotheken gegeben. 

 Eine Berücksichtigung der Angebotsstrukturen des Randsortiments Drogeriewaren 

der Apotheken ist demnach nicht sachgerecht; im Sinne des dem VGL 2015 zu-

grunde liegenden Worst-Case-Ansatzes wurden die entsprechenden Angebots-

strukturen der Apotheken nicht berücksichtigt. 

 Aufgrund der sehr geringen Wettbewerbsrelevanz zwischen den entsprechenden 

Angebotsstrukturen des Vorhabens und den der Apotheken wären nach fachgut-

achterlicher Einschätzung vermutlich keine empirisch nachweisbaren absatzwirt-

schaftlichen Auswirkungen zu erwarten. 
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Fazit 

Dass im VGL 2015 die Angebotsstrukturen des in Apotheken sehr deutlich untergeordneten 

Randsortiments Drogeriewaren nicht berücksichtigt worden sind, ist nachvollziehbar, 

sachgerecht und belastbar. 

ZITIERT AUS RAM 2018, 

  

Sachverhalt 

 Im VGL 2015 wird in Kapitel 2 (Methodik, Seite 3 ff.) unter der Zwischenüberschrift 

„Untersuchungsraum“ sowie in Kapitel 4.1 (Einzugsgebiet, Seite 10 ff.) und Kapi-

tel 4.2 (Untersuchungsraum, Seite 11 ff.) dargelegt, auf welcher methodischen 

Grundlage Untersuchungsraum und Einzugsgebiet des Vorhabens abgegrenzt 

werden. Der Untersuchungsraum stellt ein modelltheoretisches Konstrukt dar, wel-

ches auf den jeweiligen Erläuterungen und Annahmen (Kapitel 4.1 und 4.2) der 

nachfolgenden Aspekte basiert: 

 Strukturprägende Wettbewerber und Konkurrenzstandorte; 

 Sortimentsspezifisches Einkaufsverhalten im Bereich Nahrungs- und Genussmit-

tel sowie Drogeriewaren; 

 Verkehrliche Anbindung des Vorhabenstandorts; 

 Abnahme der Kaufkraftbindung durch das Vorhaben bei zunehmender Ent-

fernung zum Vorhabenstandort in Verbindung mit den vorhandenen Wettbe-

werbsstrukturen. 

 „Der Untersuchungsraum für das Vorhaben ist weiter zu fassen als das Einzugsge-

biet des Vorhabens selbst. Diese Vorgehensweise stellt sicher, dass auch die Ein-

zugsbereichsüberschneidungen von Standorten, welche bisher die Kaufkraft aus 

dem Einzugsgebiet gebunden haben, mit dem Erweiterungsvorhaben hinsichtlich 

seiner absatzwirtschaftlichen Bedeutung berücksichtigt werden. Durch diese Ein-

zugsbereichsüberschneidung ergeben sich für diese Angebotsstandorte konse-

quenterweise Auswirkungen, welche in der Analyse der absatzwirtschaftlichen und 

städtebaulichen Auswirkungen berücksichtigt werden müssen.“ (VGL 2015, Sei-

te 12) 

 „Der Vorhabenstandort weist durch seine Lage im nördlichen Niederlahnstein an 

der Grenze zu Koblenz eine wichtige Nahversorgungsfunktion für Oberlahnstein 

und die angrenzenden rechtsrheinischen Koblenzer Wohngebiete auf. Als Agglo-
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merationsstandort zusammen mit anderen Nahversorgungsbetrieben weist er zu-

dem eine gesteigerte Attraktivität auf.“ (VGL 2015, Seite 12) 

 „Es ist davon auszugehen, dass der Vorhabenstandort für die Versorgung der 

Kommunen südlich und östlich von Lahnstein sowie westlich des Rheins aufgrund 

der dort vorhandenen Angebotsstrukturen sowie der Topographie und den ver-

kehrlichen Gegebenheiten keine nennenswerte Bedeutung aufweist.“ (VGL 2015, 

Seite 12) 

Sacheinordnung 

 Sowohl die Abgrenzung des Untersuchungsraums wie auch des Einzugsgebiets für 

das Vorhaben sind aufgrund der voranstehenden Ausführungen als valide und 

sachgerecht einzustufen. 

 Mit den Angebotsstrukturen in Ehrenbreitenstein wird keine Konkurrenzsituation 

konstruiert. Vielmehr sind diese Angebotsstrukturen zu berücksichtigen, da es 

durch Umorientierungen von Kunden aus den Koblenzer Stadtteilen Horchheim, 

Horchheimer Höhe, Pfaffendorf und Pfaffendorfer Höhe auf das Vorhaben zu ab-

satzwirtschaftlichen Auswirkungen auf Angebotsstrukturen im nördlichen Bereich 

des Untersuchungsraums, unter anderem in Ehrenbreitstein, kommen kann. 

 Im VGL 2015 wurde aufgrund der Topographie und Verkehrsanbindung des Vor-

habenstandorts in Verbindung mit Wettbewerbsstrukturen auf einen Einbezug links-

rheinsicher Bereiche bewusst verzichtet. Dies entspricht auch dem der VGL 2015 

zugrunde liegenden Worst-Case-Ansatz. 

Fazit 

Die Abgrenzung des Einzugsgebiets des Vorhabens sowie des Untersuchungsraums im 

VGL 2015 sind auf Basis einer nachvollziehbaren Methodik valide und belastbar. 

ZITIERT AUS RAM 2018, SEITE 4 

  

Sachverhalt 

 Im VGL 2015 werden sowohl der Bestandsumsatz des Vorhabens wie auch der 

Vorhabenumsatz anhand eines Marktanteilskonzept ermittelt (Kapitel 5.1). Die ent-

sprechenden Annahmen, Bewertungen, Berechnungsschritte, Ergebnisse etc. 

werden ausführlich dargestellt (Seite 33-37). 
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 In Kapitel 5.2 des VGL 2015 werden die absatzwirtschaftlichen Auswirkungen des 

(Erweiterungs-)Vorhabens anhand eines absatzwirtschaftliches Berechnungs-

modells unter Berücksichtigung des Worst Case-Ansatzes ermittelt. Die entspre-

chenden Annahmen, Bewertungen, Berechnungsschritte, Ergebnisse etc. werden 

ausführlich dargestellt (Seite 38-41). 

 In Kapitel 6.1 Städtebauliche Einordnung und Bewertung der Umsatzumverteilung 

des VGL 2015 erfolgt auf Basis der Städtebauliche Analyse und Untersuchung der 

Standortstruktur im Untersuchungsraum (Kapitel 4.5) die städtebauliche Einord-

nung der absatzwirtschaftlichen Auswirkungen für die einzelnen Zentralen Versor-

gungsbereiche im Untersuchungsraum. Auf dieser Basis wird beurteilt, ob aus den 

zu erwartenden Umsatzumverteilungen möglicherweise mehr als unwesentliche 

Auswirkungen auf den Bestand und die Entwicklungsmöglichkeiten Zentraler Ver-

sorgungsbereiche resultieren. 

 Im VGL 2015 wurde die die Verlagerung und Erweiterung des Lebensmitteldiscoun-

ters Lidl – konkret die beiden nahversorgungsrelevanten Sortimente Nahrungs- und 

Genussmittel sowie Drogeriewaren – untersucht und bewertet. Die städtebauliche 

und/oder landesplanerische Verträglichkeit anderer Sortimente und Vorhaben 

wurde nicht untersucht. 

Sacheinordnung 

 Die Ermittlung des Bestands- und Vorhabenumsatzes anhand eines Marktanteils-

konzepts stellt eine in der Fachdiskussion anerkannte und valide methodische Vor-

gehensweise dar. 

 Die Grundlagen, Bewertungen, Berechnungsschritte etc. zur Umsatzermittlung so-

wie zur Ermittlung der absatzwirtschaftlichen Auswirkungen werden nachvollzieh-

bar und transparent dargestellt. 

 Die durch das Verlagerungs- und Erweiterungsvorhaben ausgelösten absatzwirt-

schaftlichen Auswirkungen (Umsatzumverteilung) werden für die Bestands-

strukturen im Untersuchungsraum dargestellt und im Rahmen des jeweiligen städ-

tebaulichen Kontexts der Bestandsstrukturen qualifiziert. Im Rahmen einer Ver-

träglichkeitsanalyse nach § 11 Abs. 3 BauNVO gilt es zu prüfen, ob durch das zu 

bewertende Vorhaben mehr als unwesentliche städtebauliche Auswirkungen für 

Zentrale Versorgungsbereiche oder auf Nahversorgungsstrukturen resultieren. 

Hierbei sind unter anderem auch durch absatzwirtschaftliche Auswirkungen aus-

gelöste Frequenzrückgänge (beispielsweise durch Betriebsaufgaben) zu beurtei-

len. 

 Im VGL 2015 wurden die beiden Sortimente Nahrungs- und Genussmittel 

(Hauptsortiment) sowie Drogeriewaren (Rand-/Nebensortiment) des Vorhabens 

untersucht und bewertet. Dementsprechend können auch nur für diese beiden 

Sortimente Aussagen bezüglich der städtebaulichen Verträglichkeit erfolgen. 

Fazit 

Die Methode des Marktanteilskonzepts zur Ermittlung des Bestands- und Vorhabenumsat-

zes ist anerkannt und sachgerecht, die Ergebnisse sind belastbar, nachvollziehbar und va-

lide. 
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Die Methodik zur Ermittlung der absatzwirtschaftlichen Auswirkungen des Vorhabens ist 

sachgerecht, die Ergebnisse sind belastbar, nachvollziehbar und valide. 

Die städtebauliche Einordnung der absatzwirtschaftlichen Auswirkungen ist im Rahmen ei-

nes Gutachtens nach § 11 Abs. 3 BauNVO für beide untersuchungsrelevante Sortimente 

Nahrungs- und Genussmittel sowie Drogeriewaren sachgerecht. Die Ergebnisse sind be-

lastbar, nachvollziehbar und valide. 

ZITIERT AUS RAM 2018, SEITE 4 

  

Fazit 

Im VGL 2015 wurden nur die beiden Sortimente Nahrungs- und Genussmittel (Hauptsorti-

ment) sowie Drogeriewaren (Rand-/Nebensortiment) des Vorhabens untersucht und be-

wertet. 

ZITIERT AUS RAM 2018, SEITE 4 

  

Fazit 

Bei dem VGL 2015 handelt es sich um ein städtebauliches und raumordnerisches Verträg-

lichkeitsgutachten nach § 11 Abs. 3 BauNVO, nicht um ein Verkehrsgutachten. 

ZITIERT AUS RAM 2018, SEITE 4 

  

Sachverhalt 

 Im VGL 2015 wurde die Verlagerung und Erweiterung des Lebensmitteldiscounters 

Lidl - konkret die beiden nahversorgungsrelevanten Sortimente Nahrungs- und Ge-

nussmittel sowie Drogeriewaren - untersucht und bewertet. Die städtebauliche 
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und/oder landesplanerische Verträglichkeit anderer Sortimente und Vorhaben 

wurde nicht untersucht. 

 Im VGL 2015 wird in der Einleitung (Seite 1) dargestellt, „… ist im Zuge einer langfris-

tigen Standortsicherung die Verlagerung und Erweiterung des Lebensmittel-

discounters Lidl auf die gegenüberliegende Straßenseite auf das Gelände der 

Drahtwerk C.S. Schmidt geplant.“ 

 EHK 2012 (Seite 78): Erhaltungs- und Entwicklungsziel für den ZVB KoStraße: „Siche-

rung der bestehenden Versorgungsfunktion“. 

Sacheinordnung 

 Im VGL 2015 wurden die beiden Sortimente Nahrungs- und Genussmittel 

(Hauptsortiment) sowie Drogeriewaren (Rand-/Nebensortiment) des Vorhabens 

untersucht und bewertet. 

 Das Vorhaben dient der langfristigen Standortsicherung eines bereits langjährig in 

den Lahnsteiner Nahversorgungsstrukturen etablierten Bestandsbetriebes im Sinne 

der Empfehlungen des EHK 2012 für den ZVB KoStraße. 

Fazit 

Das Vorhaben der Verlagerung und Erweiterung des Bestandsbetriebes Lidl dient der lang-

fristigen Standortsicherung des Betriebes und entspricht somit den Empfehlungen des 

EHK 2012 sowie den darin empfohlenen Erhaltungs- und Entwicklungsziel für den 

ZVB KoStraße. Aussagen zu anderen Sortimenten oder Vorhaben sind im VGL 2015 nicht 

enthalten. 

Zusammenfassende Bewertung 

Die in der Eingabe enthaltenen Einwendungen, die in Bezug zum VGL 2015, des EHK 2012 

und des EHK 2011 stehen, wurden sachgerecht eingeordnet und bewertet: 

 Das Vorhaben der Verlagerung und Erweiterung des Bestandsbetriebes Lidl dient 

der langfristigen Standortsicherung des Betriebes und entspricht somit den Emp-

fehlungen des EHK 2012 sowie den darin empfohlenen Erhaltungs- und Entwick-

lungszielen für den ZVB KoStraße. Aussagen zu anderen Sortimenten oder Vorha-

ben sind im VGL 2015 nicht enthalten. 

 Die Einwendung der Stellungnahme Müller, dass die Einstufung der Koblenzer Stra-

ße als Zentraler Versorgungsbereich aufgrund faktisch nicht vorhandener städte-

baulicher Integration nicht zutreffend sei, ist unter Berücksichtigung der voranste-

henden Ausführungen nicht sachgerecht. Die Ausweisung des Zentralen Versorg-

ungsbereiches Koblenzer Straße im EHK 2012 ist nachvollziehbar belegt, sachge-

recht und belastbar. 

 Das VGL 2015 ist nicht überaltert und stellt bezüglich der Bestandsstrukturen weiter-

hin eine valide und belastbare Grundlage dar. 

 Durch das im VGL 2015 geprüfte und bewertete Vorhaben, das den Empfehlun-

gen des EHK 2012 entspricht, resultieren keine mehr als unwesentlichen städtebau-

lichen Auswirkungen auf den Bestand und die Entwicklungsmöglichkeiten von 

Zentralen Versorgungsbereichen und Nahversorgungsstrukturen im Untersuchungs-

raum. 
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 Das im VGL 2015 die Angebotsstrukturen des in Apotheken deutlich untergeordne-

ten Randsortiments Drogeriewaren nicht berücksichtigt worden sind, ist nachvoll-

ziehbar, sachgerecht und belastbar. 

 Die Abgrenzung des Einzugsgebiets des Vorhabens sowie des Untersuchungs-

raums im VGL 2015 sind auf Basis einer nachvollziehbaren Methodik valide und be-

lastbar. 

 Die Methode des Marktanteilskonzepts zur Ermittlung des Bestands- und Vorha-

benumsatzes ist in der Fachdiskussion anerkannt und sachgerecht, die Ergebnisse 

sind belastbar, nachvollziehbar und valide.  

Die Methodik zur Ermittlung der absatzwirtschaftlichen Auswirkungen des 

Vorhabens ist sachgerecht, die Ergebnisse sind belastbar, nachvollziehbar und va-

lide. 

Die städtebauliche Einordnung der absatzwirtschaftlichen Auswirkungen ist im 

Rahmen eines Gutachtens nach § 11 Abs. 3 BauNVO für beide untersuchungsrele-

vante Sortimente Nahrungs- und Genussmittel sowie Drogeriewaren sachgerecht. 

Die Ergebnisse sind belastbar, nachvollziehbar und valide. 

 Im VGL 2015 wurden die beiden Sortimente Nahrungs- und Genussmittel 

(Hauptsortiment) sowie Drogeriewaren (Rand-/Nebensortiment) des Vorhabens 

untersucht und bewertet. 

 Bei dem VGL 2015 handelt es sich um städtebauliches und raumordnerisches Ver-

träglichkeitsgutachten nach § 11 Abs. 3 BauNVO, nicht um ein Verkehrsgutach-

ten. 

Das VGL 2015 ist - entgegen der vorgebrachten Einwendungen - im Rahmen der dem Ver-

träglichkeitsgutachten zugrunde liegenden Fragestellung sachgerecht, belastbar und va-

lide. 

4.4.5.2 Würdigung der Eingabe 4.3.1.2.2 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde eine Stellungnahme eingereicht von 

Cornelius Bartenbach Hessemann & Partner als Interessenvertreter der Rewe Markt GmbH, 

Zweigniederlassung West, Hürth - mit Schreiben vom 25. Januar 2018, eingegangen am 

1. Februar 2018, beinhaltend die Gutachterliche Stellungnahme „Die Koblenzer Straße in 

Lahnstein als Zentraler Versorgungsbereich durch das Büro Dr. Lademann & Partner, Ge-

sellschaft für Unternehmens- und Kommunalberatung mbH, Hamburg, Januar 2018“ 

(nachfolgend abgekürzt als DLP 2018). 

Die Stellungnahme DLP 2018 setzt sich insbesondere mit der im EHK 2012 erfolgten Aus-

weisung des ZVB KoStraße mit Zweckbestimmung und Sortimentsbeschränkung auseinan-

der und zieht die Ausweisung des Standortbereichs sowie die Kongruenz des Vorhabens 

Lidl im ZVB KoStraße zum EHK 2012 in Zweifel. 

Nachfolgend werden die entsprechenden Ausführungen von DLP 2018 unter Bezug auf 

das EHK 2012, EHK 2011 und VGL 2015 sachgerecht eingeordnet und bewertet. 
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ZITIERT AUS DLP 2018, KAPITEL „AUSGANGSLAGE UND AUFGABENSTELLUNG“, SEITE 1, LETZTER 

ABSATZ 

Sachverhalt 

EHK 2012 (Seite 1): 

„In diesem wurde seitens der SGD Nord deutlich gemacht, dass die Vorhabenplanungen 

am Standortbereich Koblenzer Straße, welcher im Einzelhandelskonzept der Stadt Lahn-

stein als Ergänzungsstandort im Sinne des LEP IV Rheinland-Pfalz ausgewiesen wurde, nicht 

mit den Zielen der Landesplanung - konkret mit Ziel 58 (städtebauliches Integrati-

onsgebot) - vereinbar sind. Seitens der SGD Nord wurde daher angeregt im Rahmen der 

Fortschreibung des Einzelhandelskonzepts der Stadt Lahnstein zu prüfen, ob der Standort-

bereich Koblenzer Straße (inkl. des Ergänzungsstandorts Koblenzer Straße) als Zentraler Ver-

sorgungsbereich mit Zweckbestimmung ausgewiesen werden kann. … 

In seiner Sitzung am 21. Juni 2012 hat der Stadtrat beschlossen, das Einzelhandelskonzept 

der Stadt Lahnstein fortzuschreiben. Der Stadtratsbeschluss lautet wie folgt: 

 Die vom Büro Stadt+Handel, Dortmund, erarbeitete städtebauliche und landes-

planerische Verträglichkeitsanalyse für die Ansiedlung von Fachmärkten an der 

Koblenzer Straße wird zur Kenntnis genommen. 

 Das vom Stadtrat in seiner Sitzung vom 19. Dezember 2011 beschlossene Einzel-

handelskonzept für die Stadt Lahnstein (EHK 2011) soll dahingehend fortgeschrie-

ben werden, dass der bisher als Ergänzungsstandort ausgewiesene Standortbe-

reich Koblenzer Straße als Zentraler Versorgungsbereich ausgewiesen wird. Dies 

unter der Voraussetzung, dass zum Schutz der Entwicklungsmöglichkeiten der Zent-

ralen Versorgungsbereiche Nord und Süd die Ansiedlung der Vorhaben Beklei-

dungsfachmärkte, Fachmarkt für Glas/Porzellan/Keramik, Einrichtungszubehör, 

Hausrat und Apotheke nicht weiter verfolgt wird und eine Beschränkung auf die in 

der Verträglichkeitsanalyse als kongruent zu den Zielstellungen des EHK 2011 ein-

geordneten Sortimente erfolgt.“ 

 

EHK 2012 (Seite 3): 

„Grundsätzlich ist zu beachten, dass die Funktionszuweisung für den Zentralen Versor-

gungsbereich Koblenzer Straße sich nicht grundsätzlich von den Funktionszuweisungen un-

terscheidet, welche für den Ergänzungsstandort Koblenzer Straße im EHK 2011 formuliert 

wurden (vgl. EHK 2011, Seite 77 ff.). 

Demnach beinhaltet die Fortschreibung des EHK 2011 folgende Aspekte, welche in Zu-

sammenhang mit der Ausweisung des ehemaligen Ergänzungsstandorts Koblenzer Straße 

stehen: 

 Die städtebauliche und aus den gesamtstädtischen Rahmenbedingungen herge-

leitete Abgrenzung des Zentralen Versorgungsbereichs Koblenzer Straße. 

 Eine Funktionszuweisung und Zweckbestimmung für den Zentralen Versorgungsbe-

reich in Kontext mit den im EHK 2011 formulierten stadtentwicklungspolitischen Ziel-

stellungen. … “ 

Sacheinordnung 

 Der Standortbereich Koblenzer Straße wurde im EHK 2011 als Ergänzungsstandort 

ausgewiesen, jedoch bereits damals auch als „Fläche für bedarfsgerechte Fach-
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marktansiedlung im Rahmen des Entwicklungsleitbilds für Lahnstein, primär mit den 

innenstadtrelevanten Sortimenten Unterhaltungselektronik, Schuhe/ Lederwaren 

und Sportartikel sowie zur Ansiedlung großflächiger Einzelhandelsbetriebe mit nicht 

innenstadtrelevantem Hauptsortiment“ (EHK 2011, Seite 78). 

 Beim Stadtratsbeschluss zur Fortschreibung des EHK 2011 wurde eine von 

Stadt+Handel erarbeitete Verträglichkeitsanalyse für Vorhaben an der Koblenzer 

Straße grundsätzlich berücksichtigt. Diese bildete eine Entscheidungsgrundlage im 

Rahmen des Stadtratsbeschlusses zur Ausweisung des ZVB KoStraße wie auch in 

Kongruenz zu den Zielstellungen des EHK 2011: „… eine Beschränkung auf die in 

der Verträglichkeitsanalyse als kongruent zu den Zielstellungen des EHK 2011 ein-

geordneten Sortimente …“. 

 Somit stehen die Entwicklungsempfehlungen für den Standortbereich Koblenzer 

Straße des EHK 2012 in einer kongruenten Entwicklungslinie zu den Empfehlungen 

des EHK 2011 für den Standortbereich. 

 Seitens der SGD Nord wurde angeregt, zu prüfen, ob der Standortbereich Koblen-

zer Straße als Zentraler Versorgungsbereich mit Zweckbestimmung ausgewiesen 

werden kann. 

 Dem Stadtratsbeschluss zur Fortschreibung des EHK 2011 ging sowohl ein fachgut-

achterlicher Vortrag in den zuständigen Fachbereichsausschüssen (am 

12. Juni 2012) wie auch im Stadtrat (am 21. Juni 2012) voraus. In diesen Fachvor-

trägen wie auch den anschließenden Diskussionen wurde erörtert, ob der Ergän-

zungsstandort Koblenzer Straße (nach EHK 2011) als Zentraler Versorgungsbereich 

ausgewiesen werden kann oder nicht (einschließlich entsprechender Konsequen-

zen). Diese stadtentwicklungspolitische Entscheidung wurde durch den Stadtrat 

am 21. Juni 2012 getroffen. 

 Im Rahmen der Erarbeitung des EHK 2012 wurde in Kapitel 6.1.4 geprüft und be-

wertet, ob der bisherige Ergänzungsstandort Koblenzer Straße im Sinne des Ratsbe-

schluss als Zentraler Versorgungsbereich ausgewiesen werden kann oder nicht. 

Fazit 

Die Empfehlungen zur Entwicklung des Ergänzungsstandorts Koblenzer Straße des EHK 2011 

stehen in einer kongruenten Entwicklungslinie zu den Empfehlungen zur Entwicklung des 

ZVB KoStraße mit Zweckbestimmung und Sortimentsbeschränkung des EHK 2012. 

Dem stadtentwicklungspolitischen Beschluss des Stadtrates zur Ausweisung eines 

ZVB KoStraße gingen intensive politische Beratungen mit fachgutachterlicher Begleitung 

voraus. 

Der stadtentwicklungspolitische Beschluss des Stadtrates zur Ausweisung eines 

ZVB KoStraße vom 21. Juni 2012 wurde im Rahmen des EHK 2012 zur Kenntnis genommen, 

ersetzte aber nicht die fachgutachterliche Prüfung und Bewertung, ob eine Ausweisung 

als Zentraler Versorgungsbereich sach- und fachgerecht begründbar ist. Diese Prüfung 

wurde erst im EHK 2012 (Kapitel 6.1.4) unter Berücksichtigung übergeordneter Entwick-

lungsziele für die Entwicklung der Einzelhandelsstandorte in Lahnstein (Kapitel 5.2) vorge-

nommen. 

Grundsätzlich war die Ausweisung des ZVB KoStraße im EHK 2012 nicht durch den Beschluss 

des Stadtrates präjudiziert, sondern ist auf einer sachgerechten und validen Be-
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wertungsgrundlage - unter Berücksichtigung der stadtentwicklungspolitischen Entschei-

dung des Stadtrates - erfolgt. 

ZU DLP 2018, KAPITEL „BESCHREIBUNG UND BEWERTUNG DES STANDORTS AN DER KOBLENZER 

STRAßE IN DER FORTSCHREIBUNG DES EINZELHANDELSKONZEPTS DER STADT LAHNSTEIN, 

AUSGANGSLAGE UND AUFGABENSTELLUNG“, SEITE 4 LETZTE BEIDEN ABSÄTZE UND SEITE 5 

ERSTER ABSATZ 

Fazit 

Zur Widerlegung der voranstehenden Unterstellung wird grundsätzlich auf die Ausführun-

gen im voranstehenden Abschnitt verwiesen. 

ZITIERT AUS DLP 2018, KAPITEL „BESCHREIBUNG UND BEWERTUNG DES STANDORTS AN DER 

KOBLENZER STRAßE IN DER FORTSCHREIBUNG DES EINZELHANDELSKONZEPTS DER STADT 

LAHNSTEIN, AUSGANGSLAGE UND AUFGABENSTELLUNG“, SEITE 5 UND 6 UNTERSTRICHENE 

ÜBERSCHRIFTEN 

Sachverhalt 

 Ausführliche Behandlung zum Thema Zentrale Versorgungsbereiche: Planungs-

rechtliche Einordnung im EHK 2012 (Kapitel 2.2), darin auch Darstellung von Festle-

gungskriterien für Zentrale Versorgungsbereiche (Aspekte des Einzelhandels und 

sonstige Aspekte). 

 In Kapitel 6.1.1 des EHK 2012 nochmals ausführliche und ergänzende Ausführun-

gen zur Festlegung Zentraler Versorgungsbereiche. Hierbei grundlegend: 

 Abgrenzung Zentraler Versorgungsbereiche geht über eine (vereinfachte) Be-

schreibung von reinen Bestandsstrukturen hinaus. 

 Hierarchisierung der Zentralen Versorgungsbereiche: Grundprinzip einer funkti-

onalen Aufgabenzuweisung bzw. einer ausgewogenen Aufgabenteilung un-

ter Berücksichtigung der im EHK 2012 (Kapitel 3, 4, 5) erarbeiteten und ausführ-

lich dargestellten Analyseergebnisse, des absatzwirtschaftlichen Ent-

wicklungsrahmens und der übergeordneten Ziel-Prioritäten des 

„4-Säulen-Modells“ für Lahnstein. 

 Darstellung des funktionalen Zielsystems der Zentralen Versorgungsbereiche in 

Lahnstein im EHK 2012 (Seite 62, Tabelle 16). 

 Ausführliche Darstellung der Festlegungskriterien für Zentrale Versorgungsbereiche 

und Prüfung des Standortbereichs Koblenzer Straße in Kapitel 6.1.4 des EHK 2012 

mit entsprechenden Bewertungen über fünf Seiten (Seite 71-75). 

Sacheinordnung 

 Die in DLP 2018 vorgenommene Zusammenfassung der Bewertung des Standorts 

Koblenzer Straße nach dem EHK 2012 als Grundlage für die Ausweisung als Zentra-

ler Versorgungsbereich ist so verkürzt dargestellt, dass wesentliche Bewertungsas-

pekte, die mit zur Ausweisung des Standorts als Zentraler Versorgungsbereich ge-

führt haben, nicht dargestellt sind. Ebenso sind Sach- und Bewer-
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tungszusammenhänge wie auch Bezüge, beispielsweise zum funktionalen Zielsys-

tem der Zentralen Versorgungsbereiche in Lahnstein, die bewertungs- und ent-

scheidungsrelevant für die ZVB-Ausweisung sind, nicht dargestellt. 

Fazit 

Die von DLP 2018 stark verkürzte Zusammenfassung der Bewertung des Standorts Koblen-

zer Straße nach dem EHK 2012 als Grundlage für die Ausweisung als Zentraler Versor-

gungsbereich wird der Komplexität der Fragestellung nicht gerecht. Durch die stark ver-

kürzte Zusammenfassung werden wesentliche Bewertungszusammenhänge wie auch 

Querbezüge innerhalb des Standortsystems und das übergeordnete Standortleitbild des 

EHK 2012 außer Acht gelassen. 

ZITIERT AUS DLP 2018, KAPITEL „BESCHREIBUNG UND BEWERTUNG DES STANDORTS AN DER 

KOBLENZER STRAßE IN DER FORTSCHREIBUNG DES EINZELHANDELSKONZEPTS DER STADT 

LAHNSTEIN, AUSGANGSLAGE UND AUFGABENSTELLUNG“, SEITE 6 LETZTER ABSATZ UND SEITE 7 

ERSTER ABSATZ 

Sachverhalt 

 Die einzelnen Bewertungsaspekte, welche die Grundlage für Empfehlung zur Aus-

weisung des Standortbereichs Koblenzer Straße als Zentraler Versorgungsbereich 

bilden, werden in Tabelle 20 des EHK 2012 ausführlich dargestellt und differenziert 

bewertet (Seite 72-74). 

 Neben den einzelnen Sachaspekten sind dabei sowohl die übergeordneten Ent-

wicklungsziele für die Entwicklung der Einzelhandelsstandorte (EHK 2012, Kapi-

tel 5.2, insbesondere Abbildung 26, Seite 59) als auch das Funktionale Zielsystem 

der Zentralen Versorgungsbereiche (EHK 2012, Seite 62 ff.) von entscheidender 

Bedeutung: „Der Hierarchisierung der Zentren wird das Grundprinzip einer funktio-

nalen Aufgabenzuweisung bzw. einer ausgewogenen Aufgabenteilung zugrunde 

gelegt, so dass es dauerhaft nicht zu einer wechselseitigen Beeinträchtigung der 

Entwicklungsoptionen der Zentralen Versorgungsbereiche untereinander kommt“ 

(EHK 2012, Seite 61). 

 Somit kommen den verschiedenen Zentralen Versorgungsbereichen in Lahnstein 

verschiedene Funktionen im Standortsystem des EHK 2012 zu. Damit die Zentralen 

Versorgungsbereiche ihren jeweils zugedachten Funktionen gerecht werden kön-

nen, sollen durch ausgewogene Aufgabenteilung wechselseitige Beeinträchti-

gungen der Entwicklungsoptionen vermieden werden. 

 Demnach soll sich der ZVB KoStraße gemäß der empfohlenen städtebaulich-

funktionalen Entwicklungsziele und Handlungsempfehlungen (EHK 2012, Sei-

te 75 ff.) entwickeln. 

Sacheinordnung 

 Die Ausweisung des Standortbereichs Koblenzer Straße als Zentraler Versorgungs-

bereich erscheint unter Würdigung 

 der einzelnen Bewertungsaspekte (EHK 2012, Seite 72 ff., Tabelle 20), 
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 der übergeordneten Entwicklungsziele für die Entwicklung der Einzelhandels-

standorte (EHK 2012, Kapitel 5.2) und 

 dem funktionalen Zielsystem der Zentralen Versorgungsbereiche (EHK 2012 Sei-

te 62 ff.) 

 sachgerecht und belastbar. 

 Grundsätzlich stehen die Entwicklungsempfehlungen für den ZVB KoStraße dem-

nach in direktem Zusammenhang mit der Hierarchisierung der Zentren und dem 

Grundprinzip einer funktionalen Aufgabenzuweisung bzw. einer ausgewogenen 

Aufgabenteilung zwischen den einzelnen Standorten bzw. Zentralen Versorgungs-

bereichen in Lahnstein. 

 Die Empfehlungen zur Weiterentwicklung des ZVB KoStraße berücksichtigen den 

Kontext der Funktion des Standorts im gesamtstädtischen Gefüge. 

Fazit 

Die Aussage von DLP 2018, dass es nach dem EHK 2012 nicht empfehlenswert sei, die De-

fizite in den verschiedenen (Prüf-)Aspekten, welche im Rahmen der Ausweisung des 

ZVB KoStraße benannt wurden, zu beheben und auch seitens der Stadt Lahnstein gar nicht 

angestrebt würde, ist weder sachrichtig noch korrekt. Vielmehr soll die Entwicklung dieser 

Aspekte im Kontext des gesamtstädtischen funktionalen Zielsystems der Zentralen Versor-

gungsbereiche erfolgen. 

Unter Berücksichtigung der voranstehenden Ausführungen erscheint die Ausweisung des 

Standortbereichs Koblenzer Straße als Zentraler Versorgungsbereich sachgerecht und be-

lastbar. 

ZITIERT AUS DLP 2018, KAPITEL „ZUR SACHGERECHTEN EINORDNUNG DES STANDORTS AN DER 

KOBLENZER STRAßE IN DAS EINZELHANDELS- UND STANDORTGEFÜGE DER STADT LAHNSTEIN“, 

SEITE 8 ERSTER ABSATZ IM KAPITEL UND SEITE 9 ERSTER ABSATZ 

Sachverhalt 

 Zum Sachverhalt wird auf die bereits erfolgten Sachverhaltseinordnungen in den 

beiden voranstehenden Abschnitten verwiesen. 

Sacheinordnung 

 Die Entwicklungsempfehlungen für den Standortbereich Koblenzer Straße des 

EHK 2012 stehen in einer kongruenten Entwicklungslinie zu den Empfehlungen des 

EHK 2011 für den Standortbereich. 

 Wie bereits dargestellt, erscheint die Ausweisung des Standortbereichs Koblenzer 

Straße als Zentraler Versorgungsbereich unter Würdigung 

 der einzelnen Bewertungsaspekte (EHK 2012, Seite 72 ff., Tabelle 20), 

 der Übergeordneten Entwicklungsziele für die Entwicklung der Einzelhandels-

standorte (EHK 2012, Kapitel 5.2) und 

 dem Funktionalen Zielsystem der Zentralen Versorgungsbereiche in Lahnstein 

(EHK 2012, Seite 62 ff.) 

 sachgerecht und belastbar. 
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 Dass der Standortbereich Koblenzer Straße auch Aspekte eines Ergänzungsstand-

orts aufweist, steht der Ausweisung von diesem als Zentraler Versorgungsbereich 

nicht entgegen. 

Fazit 

Unter Berücksichtigung der voranstehenden Ausführungen erscheint die Ausweisung des 

Standortbereichs Koblenzer Straße als Zentraler Versorgungsbereich sachgerecht und be-

lastbar. 

ZITIERT AUS DLP 2018, KAPITEL „ZUM ENTWICKLUNGSRAHMEN DER 

EINZELHANDELSENTWICKLUNG IN LAHNSTEIN“, SEITE 9 LETZTER ABSATZ UND SEITE 10 ERSTER 

UND DRITTER ABSATZ 

Sachverhalt 

 Wie im VGL 2015 bereits in der Einleitung dargestellt, „… ist im Zuge einer langfristi-

gen Standortsicherung die Verlagerung und Erweiterung des Lebensmitteldiscoun-

ters Lidl auf die gegenüberliegende Straßenseite auf das Gelände der Drahtwerk 

C.S. Schmidt geplant.“ 

 Im VGL 2015 wird in Kapitel 6.1 die städtebauliche Verträglichkeit für das Vorha-

ben (Seite 42 ff.) belegt: „… resultieren durch das Vorhaben [Erweiterung und Ver-

lagerung Lidl] grundsätzlich keine negativen städtebaulichen Auswirkungen auf 

den Bestand und die Entwicklungsmöglichkeiten von Zentralen Versorgungsberei-

chen und Nahversorgungsstrukturen im Untersuchungsraum.“ 

 Im VGL 2015 wurde die die Verlagerung und Erweiterung des Lebensmitteldiscoun-

ters Lidl - konkret die beiden nahversorgungsrelevanten Sortimente Nahrungs- und 

Genussmittel sowie Drogeriewaren – untersucht und bewertet. Die städtebauliche 

und/oder landesplanerische Verträglichkeit anderer Sortimente und Vorhaben 

wurde nicht untersucht. 

 EHK 2012 (Seite 78): Erhaltungs- und Entwicklungsziel für den ZVB KoStraße: „Siche-

rung der bestehenden Versorgungsfunktion“. 

Sacheinordnung 

 Durch das Vorhaben resultieren keine Risiken: die städtebauliche Verträglichkeit ist 

für die beiden untersuchten Sortimente des VGL 2015 für den Bestand und die Ent-

wicklungsmöglichkeiten Zentraler Versorgungsbereiche und Nahversorgungsstruk-

turen in Lahnstein und im Untersuchungsraum nachgewiesen. 

 Das Vorhaben dient der langfristigen Standortsicherung eines bereits langjährig in 

den Lahnsteiner Nahversorgungsstrukturen etablierten Bestandsbetriebes im Sinne 

der Empfehlungen des EHK 2012 für den ZVB KoStraße. 

Fazit 

Das Vorhaben entspricht den Empfehlungen des EHK 2012. Das Vorhaben steht den Emp-

fehlungen des absatzwirtschaftlichen Entwicklungsrahmens des EHK 2012 nicht entgegen. 

Das Planvorhaben entspricht der entsprechenden Zielstellung für den ZVB KoStraße. 
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ZITIERT AUS DLP 2018, KAPITEL „ZU DEN RISIKEN FÜR DAS LAHNSTEINER ZENTREN- UND 

EINZELHANDELSGEFÜGE DURCH DIE VORGESEHENEN FESTSETZUNGEN IM BEBAUUNGSPLAN“, 

SEITE 11 LETZTER ABSATZ UND SEITE 12 ERSTER ABSATZ 

Sachverhalt 

 Im VGL 2015 wird in Kapitel 6.1 die städtebauliche Verträglichkeit für das Vorha-

ben (Seite 42 ff.) belegt: „… resultieren durch das Vorhaben [Erweiterung und Ver-

lagerung Lidl] grundsätzlich keine negativen städtebaulichen Auswirkungen auf 

den Bestand und die Entwicklungsmöglichkeiten von Zentralen Versorgungsberei-

chen und Nahversorgungsstrukturen im Untersuchungsraum.“ 

 Im VGL 2015 wurde die Verlagerung und Erweiterung des Lebensmitteldiscounters 

Lidl - konkret die beiden nahversorgungsrelevanten Sortimente Nahrungs- und Ge-

nussmittel sowie Drogeriewaren - untersucht und bewertet. Die städtebauliche 

Verträglichkeit anderer Sortimente wurde nicht untersucht. 

Sacheinordnung 

 Durch das Vorhaben bzw. die beiden untersuchten Sortimenten resultieren keine 

mehr als unwesentlichen städtebaulichen Auswirkungen auf den Bestand und die 

Entwicklungsmöglichkeiten von Zentralen Versorgungsbereichen und Nahversor-

gungsstrukturen im Untersuchungsraum. 

 Das Vorhaben dient der langfristigen Standortsicherung des bereits langjährig im 

Netz der Lahnsteiner Nahversorgungsstrukturen etablierten Bestandsbetriebs. 

Fazit 

Durch das im VGL 2015 geprüfte und bewertete Vorhaben, das den Empfehlungen des 

EHK 2012 entspricht, resultieren keine mehr als unwesentlichen städtebaulichen Auswir-

kungen auf den Bestand und die Entwicklungsmöglichkeiten von Zentralen Versorgungs-

bereichen und Nahversorgungsstrukturen im Untersuchungsraum. 

Im VGL 2015 wurden konkret die beiden nahversorgungsrelevanten Sortimente Nahrungs- 

und Genussmittel sowie Drogeriewaren des Vorhabens untersucht und bewertet. Die städ-

tebauliche Verträglichkeit anderer Sortimente und Vorhaben wurde nicht untersucht. 

Zusammenfassende Bewertung 

Die in der Eingabe enthaltenen Einwendungen wurden unter Bezug auf EHK 2012, 

EHK 2011 und VGL 2015 sachgerecht eingeordnet und bewertet: 

 Die Empfehlungen zur Entwicklung des Ergänzungsstandorts Koblenzer Straße des 

EHK 2011 stehen in einer kongruenten Entwicklungslinie zu den Empfehlungen zur 

Entwicklung des ZVB KoStraße mit Zweckbestimmung und Sortimentsbeschränkung 

des EHK 2012. 

 Dem stadtentwicklungspolitischen Beschluss des Stadtrates zur Ausweisung eines 

ZVB KoStraße gingen intensive politische Beratungen mit fachgutachterlicher Be-

gleitung voraus. Grundsätzlich war die Ausweisung des ZVB KoStraße im EHK 2012 

nicht durch den Beschluss des Stadtrates präjudiziert, sondern ist auf einer sachge-

rechten und validen Bewertungsgrundlage - unter Berücksichtigung der Entschei-

dung des Stadtrates - erfolgt. 
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 Der stadtentwicklungspolitische Beschluss des Stadtrates zur Ausweisung eines 

ZVB KoStraße vom 21. Juni 2012 wurde im Rahmen des EHK 2012 zur Kenntnis ge-

nommen, ersetzte aber nicht die fachgutachterliche Prüfung und Bewertung, ob 

eine Ausweisung als Zentraler Versorgungsbereich sach- und fachgerecht be-

gründbar ist. Diese Prüfung wurde im erst in der EHK 2012 unter Berücksichtigung 

übergeordneter Entwicklungsziele für die Entwicklung der Einzelhandelsstandorte 

in Lahnstein (Kapitel 5.2) vorgenommen. 

 Im VGL 2015 wurden konkret die beiden nahversorgungsrelevanten Sortimente 

Nahrungs- und Genussmittel sowie Drogeriewaren des Vorhabens untersucht und 

bewertet. Die städtebauliche Verträglichkeit anderer Sortimente und Vorhaben 

wurde nicht untersucht. 

 Das Vorhaben entspricht den Empfehlungen des EHK 2012. Das Vorhaben steht 

den Empfehlungen des absatzwirtschaftlichen Entwicklungsrahmens des EHK 2012 

nicht entgegen. Das Planvorhaben entspricht der entsprechenden Zielstellung für 

den ZVB KoStraße. 

 Durch das im VGL 2015 geprüfte und bewertete Vorhaben, das den Empfehlun-

gen des EHK 2012 entspricht, resultieren keine mehr als unwesentlichen städtebau-

lichen Auswirkungen auf den Bestand und die Entwicklungsmöglichkeiten von 

Zentralen Versorgungsbereichen und Nahversorgungsstrukturen im Untersuchungs-

raum. 

Die Ausweisung des Standortbereichs Koblenzer Straße als Zentraler Versorgungsbereich in 

der Fortschreibung des Einzelhandelskonzepts für die Stadt Lahnstein (beschlossen durch 

den Stadtrat am 17. Dezember 2012) war sachgerecht, belastbar und valide. 

Das VGL 2015 entspricht - entgegen der vorgebrachten Einwendungen - den Empfehlun-

gen des EHK 2012 für den ZVB KoStraße. 

Abwägungsvorschlag 4.4.5: 

Die Inhalte der vorgebrachten Stellungnahmen werden nicht geteilt und führen 

zu keiner Änderung der Planung. 
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5 Darstellung der Änderungsfläche 

Durch die sechste Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Lahnstein sollen Teil-

bereiche der östlichen Seite der Koblenzer Straße in der Größenordnung von etwa 

1,2 Hektar in eine Sonderbaufläche für Einzelhandel umwandeln werden. 

Maßgeblich für das Verfahren ist die Planzeichnung im Maßstab 1:5000. 

5.1 Geltender Flächennutzungsplan (Ausschnitt) 
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5.2 Geänderter Flächennutzungsplan (Ausschnitt) 
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6 Städtebauliches und raumordnerisches 

Verträglichkeitsgutachten 
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7 Ergebnis der vereinfachten raumordnerischen Prüfung 
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9 Beratung der Vorlage Nr. 18/3372: Beschlussfassungen 
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werden nicht geteilt und führen zu keiner Änderung der Planung. ______________ 90 
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